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Vorwort
Vorwort
M it der vorliegenden Publikation setzt das Deutsche 
In s titu t fü r  M enschenrechte seine Handbuch-Reihe 
zu Beschwerdem öglichkeiten vor in ternationa len 
Menschenrechtsgremien fo rt, die m it den Titeln 
„M enschenrechtsschutz Vereinte Nationen -  Ind iv i­
dualbeschwerdeverfahren" und „Die Ind ividualbe­
schwerde nach dem Faku lta tivpro toko ll zum Z iv il­
pakt. Ein Handbuch fü r  die Praxis" begonnen wurde.
Deutschland hat sich dem Individualbeschwerdever­
fahren nach dem In terna tionalen Anti-Rassism us- 
übereinkommen (ICERD) erst sehr spät, näm lich im 
Jahr 2001 im Rahmen der 3. W eltkonferenz gegen 
Rassismus in Durban, unte rw orfen : Bislang is t diese 
M öglichke it, dem au f rassistische D iskrim inierung 
spezialisierten UN-Fachausschuss fü r die Beseitigung 
rassistischer D iskrim inierung (CERD) Einzelfälle aus 
Deutschland vorzulegen, wenig bekannt und genutzt. 
Das vorliegende Handbuch s te llt den Anwendungsbe­
reich des Übereinkommens und die Voraussetzungen 
des Verfahrens bündig und verständlich dar. Es rich ­
te t sich in erster Linie an N ichtreg ierungsorgan isati­
onen und Betroffene und w ill diese in die Lage ver­
setzen, Fälle zu identifiz ie ren , die fü r  ein Ind iv idua l­
beschwerdeverfahren geeignet sind.
Die Behandlung von Einzelfällen durch den UN­
Fachausschuss b ie te t die M öglichke it, die S taaten­
verp flich tungen aus dem Übereinkommen zu konkre­
tisieren und die nationale Rechtsentw icklung zum 
Schutz vor rassistischer D iskrim inierung zu fördern. 
Beschwerdeverfahren au f der Ebene der Vereinten 
Nationen können effektiven nationalen Rechtsschutz 
gegen rassistische D iskrim inierungen selbstverständ­
lich n ich t ersetzen. Der UN-Fachausschuss gegen 
Rassismus selbst hat das Fehlen eines A n tid isk rim i­
nierungsgesetzes in Deutschland bereits im Rahmen 
des S taatenberichtsverfahrens 1997 und 2001 deut­
lich kritis ie rt. Es steh t zu hoffen, dass das Projekt 
eines effektiven deutschen Antid iskrim in ie rungsge­
setzes in der kommenden 16. Legislaturperiode des 
Deutschen Bundestages zügig w ieder aufgenommen 
und zum Abschluss gebracht w ird.
Berlin, September 2005
Deutsches In s titu t fü r  Menschenrechte
Dr. Heiner B ie lefe ldt Frauke Seidensticker 
D irektor S te llvertretende D irektorin
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Einleitung
1 Einleitung
Das In terna tiona le  Übereinkommen zur Beseitigung 
jeder Form von Rassendiskrim inierung' (im Folgen­
den „ICERD" oder das „Übereinkom m en") vom 
7.M ärz.1966 soll sicherstellen, dass Einzelne in prak­
tischer und rechtlicher H insicht vor rassistischer 
D iskrim inierung geschützt werden. Auch andere 
Menschenrechtsverträge enthalten allgem eine Dis­
krim in ierungsverbote, die den Schutz vor rassisti­
scher D iskrim inierung umfassen. ICERD ist speziell 
au f die Bekämpfung rassistischer D iskrim inierung 
zugeschnitten und beschäftig t sich eingehender m it 
der V ie lfa lt von Problemen, die in diesem Bereich 
auftreten.
Um die Verpflich tungen der Vertragsstaaten kon tro l­
lieren zu können, wurde durch das Übereinkommen 
ein spezieller Ausschuss fü r  die Beseitigung rassisti­
scher D iskrim inierung (im Folgenden „CERD" oder der 
„Ausschuss") m it Sitz in Genf eingesetzt. Der Aus­
schuss überw acht die E inhaltung des Übereinkom­
mens im innerstaatlichen Recht unte r anderem da­
durch, dass er Beschwerden (die im Zusammenhang 
m it dem Übereinkommen auch „M itte ilu n g e n " oder 
„P e titionen" genannt werden) von Individuen und 
Personengruppen prü ft. Dieses Individualbeschwer­
deverfahren is t in Art. 14 ICERD verankert. Das Ver­
fahren e rm ög lich t einzelnen Personen und Personen­
gruppen, sich m it der Behauptung, Opfer einer rassis­
tischen D iskrim inierung geworden zu sein, an den 
Ausschuss zu wenden. Dieser p rü ft sodann die Zuläs­
sigkeit und Begründetheit der Individualbeschwerde 
und s te llt gegebenenfalls das Vorliegen einer rassisti­
schen D iskrim inierung fest."
Die Bundesrepublik Deutschland hat ICERD bereits im 
Jahre 1969 ra tifiz ie rt. Um auch dem Individualbe­
schwerdeverfahren nach Art. 14 ICERD unterw orfen 
zu sein, muss der Vertragsstaat allerdings eine be­
sondere Erklärung abgeben. Eine solche Erklärung hat 
Deutschland erst im August 2001 abgegeben. Anlass
dazu war die W eltkonferenz gegen Rassismus, Rassen­
d iskrim in ierung, Frem denfeindlichkeit und dam it zu­
sammenhängende Intoleranz, die im Jahr 2001 in 
Durban (Südafrika) sta ttfand.
Die W eltkonferenz diente insbesondere dazu, Empfeh­
lungen im Kampf gegen die verschiedenen Formen von 
Rassismus zu entw ickeln. Zu diesem Zweck wurden 
eine Erklärung und ein A k tio n sp ro g ra m m  verabschie­
det: beide enthalten aktuelle Maßstäbe und Strategien 
zur Rassismusbekämpfung, welche auch CERD bei 
seiner A rbe it heranzieht. Bei ICERD handelt es um ein 
„altes", aber vö lkerrechtlich  verbindliches Instrum ent. 
Die Dokumente von Durban sind zwar rechtlich unver­
b indlich , entha lten aber aktuelle und zum Teil w e ite r­
en tw icke lte  Standards, au f die sich der Ausschuss bei 
der In terpre ta tion  von ICERD beziehen kann.
In dem auch von Deutschland unterzeichneten A k ti­
onsprogramm von Durban werden die Staaten, die sich 
dem Individualbeschwerdeverfahren unterw orfen ha­
ben, aufgefordert, ihre Bevölkerung über diese Be­
schwerdem öglichkeit zu in form ieren. In Deutschland 
ist das Wissen um diese Beschwerdem öglichkeit 
g le ichwohl bis heute sehr gering. Gegen Deutschland 
wurde bisher auch noch keine Beschwerde erhoben. 
Ziel dieses Handbuchs ist es, die Voraussetzungen 
aufzuzeigen, unte r denen Individualbeschwerden über 
diskrim inierende Handlungen beim Ausschuss Aussicht 
au f Erfolg haben. Zugleich in fo rm ie rt es über den Ab­
lau f des Beschwerdeverfahrens und W irkungen einer 
erfolgreichen Individualbeschwerde.
Bundesgesetzblatt 1969 II, S. 962 ff.
Bisher getroffene Entscheidungen von CERD finden 
sich unter http://www.ohchr.org/english/bodies/ 
jurisprudence.htm.
World Conference against Racism, Racial Discrimina­
tion, Xenophobia and related Intolerance, Durban, 
31.8. bis 8.9.2001, UN-Doc. A/CONF 189/12.
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2 Das Übereinkommen im Überblick
2.1 Der Aufbau des Übereinkommens
ICERD beginnt m it einer Präambel, in der un te r ande­
rem au f die Charta der Vereinten Nationen vom 
26.6.1945, die A llgem eine Erklärung der Menschen­
rechte vom 10.12.1948 und au f spätere Entschlie­
ßungen der Generalversammlung der Vereinten N a ti­
onen Bezug genommen w ird. Sie hebt hervor, dass 
die M enschenrechte fü r  alle Menschen ohne Unter­
schied gelten, alle Menschen vor dem Gesetz gleich 
sind und alle ein Recht au f gleichen Schutz vor Dis­
k rim in ierung haben.
Aus der Präambel eines menschenrechtlichen Vertra ­
ges können sich zwar keine Verpflich tungen eines 
Staates ergeben. Die Präambel des Übereinkommens 
hat jedoch insofern Bedeutung, als sie bei der Ausle­
gung einzelner Bestimmungen herangezogen werden 
kann.
Das Übereinkommen ist in drei Teile gegliedert. In 
Teil I (Art. 1 -7  ICERD) befinden sich die wesentlichen 
inha ltlichen Pflichten der Vertragsstaaten, die so 
genannten m aterie llrechtlichen Bestimmungen.
In Teil II des Übereinkommens (Art. 8 -1 6  ICERD) 
finden sich verfahrensrechtliche Regelungen über die 
Individualbeschwerde nach Art. 14 ICERD und andere 
Kontrollm echanism en. Die Kontrolle ob lieg t dabei 
dem bereits erwähnten Ausschuss.
In Teil III (Art. 1 7 -2 5  ICERD) finden sich die in vö l­
kerrechtlichen Verträgen allgem ein üblichen Schluss­
bestimmungen. Sie enthalten Regelungen zum In­
k ra fttre ten  des Übereinkommens, über die M ög lich­
keit der Vertragsstaaten, das Übereinkommen nur 
eingeschränkt zu akzeptieren, indem der jew e ilige  
Vertragsstaat einen entsprechenden Vorbehalt ab­
g ib t, oder den Vertrag zu kündigen.
2.2 M aterie llrechtliche Verpflichtungen  
der Vertragsstaaten
Ohne au f die durch das Übereinkommen begründeten 
Verpflich tungen der Vertragsstaaten im Einzelnen
einzugehen, sollen hier einige wesentliche Aspekte der 
m aterie llrechtlichen Bestimmungen des ersten Teils 
des Übereinkommens hervorgehoben werden.
ICERD de fin ie rt zunächst den Ausdruck „Rassendiskri­
m in ierung" (Art. 1 Abs. 1 ICERD). „Rassendiskrim inie­
rung" ist nach Art. 1 Abs. 1 ICERD „jede au f „Rasse", 
Hautfarbe, Abstam m ung", nationalen Ursprung oder 
dem Volkstum  beruhende Unterscheidung, Aus­
schließung, Beschränkung oder Bevorzugung, die zum 
Ziel oder zur Folge hat, dass dadurch ein gle ichberech­
tig tes  Anerkennen, Genießen oder Ausüben von M en­
schenrechten und G rundfre ihe iten im politischen, 
w irtscha ftlichen , sozialen, ku lture llen oder jedem sons­
tigen Bereich des ö ffen tlichen  Lebens ve re ite lt oder 
bee in träch tig t w ird ."
Der B egriff „Rasse" im Text von ICERD ist demnach 
n ich t in einem biologistischen Sinn zu verstehen. Wie 
die Aufzäh lung der fü n f M erkmale „Rasse", Hautfarbe, 
Abstam m ung, nationa ler Ursprung und Volkstum  in 
Art. 1 ICERD zeigt, o rie n tie rt sich der Begriff an dem 
umfassenderen anglo-am erikanischen Gebrauch von 
„race" als soziopolitischer Kategorie. Nach heutigem 
Verständnis is t fü r  die G ruppenzugehörigkeit die je w e i­
lige Se lbstiden tifika tion  der betroffenen Person ganz 
wesentlich, n ich t die Zuweisung zu einer verm ein tlich  
ob jektiv  bestehenden Rasse, die es nach heutigem 
Stand der W issenschaften n ich t g ib t /  In diesem Hand­
buch werden die Begriffe „Rasse" und „Rassendiskrim i­
nierung" deshalb wegen der korrekten Z itierweise dort 
verwendet, wo u n m itte lba r der Konventionstext z it ie rt 
w ird ; ansonsten w ird  von „rassistischer D iskrim inie­
rung" gesprochen.
Zudem ist bezüglich der Begrifflichke iten darauf h in ­
zuweisen, dass die in der D efin ition  aufgezählten
" Siehe zur (weitgehenden) Auslegung dieses Begriffs: 
CERD, Allgemeine Empfehlung Nr. 29 vom 1.11.2002.
J Vgl. CERD, Allgemeine Empfehlung Nr. 8 vom
22.8.1990, UN-Doc. CERD/A/45/18; vgl. dazu genauer: 
Britz, Kulturelle Rechte und Verfassung, Über den 
rechtlichen Umgang m it kultureller Differenz, Tübin­
gen 2000, S. 93 ff.
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Merkmale te ilw e ise n ich t sehr g lücklich übersetzt 
sind. Zum indest nach heutigem Sprachgebrauch ist 
die Übersetzung n ich t mehr zeitgemäß, sofern von 
„nationa lem  Ursprung" oder von „Volkstum " die Rede 
ist. Diese Übersetzung soll hier n ich t w e ite r verw en­
det werden. Stattdessen w ird von „na tiona le r oder 
ethnischer H erkunft" gesprochen.
In Art. 2 Abs. 1, 1. Hs. ICERD fin d e t sich die a llgem ei­
ne G rundverpflich tung der Vertragsstaaten, eine 
Po litik zu verfo lgen, die jeden Rassismus beseitigt 
und das Verständnis un te r allen Menschen fördert. 
Zu diesem Zweck müssen die Staaten die in Art. 2 -4  
ICERD konkret -  aber n ich t abschließend -  aufge­
zählten politischen und gesetzlichen Maßnahmen 
ergreifen. Hierzu gehört etwa, dass die Vertragsstaa­
ten alle Gesetze und sonstigen Vorschriften ändern, 
aufheben oder fü r  n ichtig  erklären müssen, die einen 
rassistischen Inha lt oder rassistische W irkung haben 
(Art. 2 Abs. 1 c) ICERD). So finden sich Rechtsvor­
schriften m it d iskrim inierendem  Inhalt, die eine ge­
zie lte  beziehungsweise direkte D iskrim inierung vo r­
sehen, zwar eher selten in den Gesetzessammlungen 
der Staaten; Rechtsvorschriften, die lediglich eine 
ind irekte D iskrim inierung enthalten und dadurch eine 
diskrim inierende W irkung erzielen, g ib t es hingegen 
im m er wieder.
Art. 3 ICERD verb ie te t säm tliche Praktiken der Segre­
gation und Apartheid. Art. 4 ICERD e n thä lt eine 
ausdrückliche V e rp flich tung, Rassismus gesetzlich zu 
verbieten und gegen rassistische Handlungen vorzu­
gehen. Die Vertragsstaaten sind gemäß Art. 5 ICERD 
zu einer umfassenden diskrim in ierungsfre ien Ge­
w ährle istung von Rechten ve rp flich te t. Art. 6 ICERD 
begründet darüber hinaus die P flicht, Rechtsschutz 
gegen diskrim inierende Handlungen im Einzelfall zu 
gewährleisten. Nach Art. 7 ICERD werden die Staaten 
des W eiteren ve rp flich te t, fü r  umfassende A u fk lä ­
rungsarbeit zu sorgen, dam it Vorurte ile , die zu Ras­
sismus führen, abgebaut und das Verständnis und die 
Freundschaft zwischen den Völkern gefördert w er­
den.
Von besonderer praktischer Bedeutung fü r Ind iv idu­
albeschwerden nach Art. 14 ICERD sind Art. 1 ICERD, 
Art. 5 ICERD und insbesondere Art. 6 ICERD.
2.3 Der Ausschuss und die K ontro ll- 
mechanismen
CERD ist ein Gremium von Sachverständigen, w e l­
ches die Umsetzung von ICERD durch die Vertrags­
staaten ko n tro llie rt (m onitoring). Es besteht aus 
achtzehn unabhängigen Expertinnen und Experten, 
die wegen ihres hohen s ittlichen  Ansehens und aner­
kannter U nparte ilichke it gew äh lt werden. Bei der 
Zusammensetzung des Ausschusses ist au f eine ge­
rechte geographische Verte ilung h ins ich tlich  der 
H erkunft der M itg lieder und au f die V ertre tung der
am weitesten verbre ite ten Rechtssysteme zu achten. 
Der Ausschuss besitzt besondere Fachkompetenz fü r 
Fragen, die Rassismus betreffen.
Die M itg lieder von CERD werden von den Vertragsstaa­
ten fü r jew e ils  v ier Jahre gew ählt. Sie werden in per­
sönlicher Eigenschaft berufen, das heißt, sie sind n ich t 
weisungsgebunden und von den Vertragsstaaten un­
abhängig.
Bei CERD handelt es sich um kein perm anent tagendes 
Gremium. Er t r i t t  in der Regel zweim al pro Jahr zu­
sammen (März und August). Seine ze itlichen und per­
sonellen Kapazitäten sind daher begrenzt.
CERD überwacht, ob die Vertragsstaaten ihre Ver­
p flich tungen aus dem Übereinkommen einhalten. Dazu 
sieht ICERD verschiedene Durchsetzungsmechanismen 
vor. Außer dem noch genauer zu erörternden Ind iv idu­
albeschwerdeverfahren gehören hierzu das Staatenbe­
richtsverfahren nach Art. 9 Abs. 1 ICERD und das Staa­
tenbeschwerdeverfahren nach Art. 11 ff. ICERD.
S taatenberich tsverfahren
Nach Art. 9 Abs. 1 ICERD verp flich ten  sich die Ver­
tragsstaaten, CERD in periodischen Zeitabständen 
Berichte über die zur Durchführung von ICERD g e tro f­
fenen Maßnahmen vo rzu legen”  Dazu zählen Gesetz- 
gebungs-, V erw a ltungs- und sonstige Maßnahmen. Die 
Berichte werden von CERD m it einer Delegation des 
jew e iligen  Staates d iskutie rt. Die Diskussionen schlie­
ßen m it so genannten Abschließenden Bemerkungen 
(concluding observations), die die Entw icklung im 
betreffenden Vertragsstaat aufzeigen und bewerten 
sowie Vorschläge zur Verbesserung der Umsetzung des 
Übereinkommens enthalten. Im S taatenberichtsverfah­
ren n im m t CERD auch Inform ationen von NGOs über 
die S ituation in einzelnen Vertragsstaaten entgegen. 
NGOs entdecken CERD zunehmend als Adresse fü r  ihre 
M enschenrechts lobbyarbe it/ Eine w ich tige  Rolle spielt 
dabei die NGO „Anti-Racism  In form ation Service" 
(ARISr, die es sich zur Aufgabe gem acht hat, den 
Ausschuss bei seiner A rbe it zu unterstützen. Die Orga­
nisation sam m elt In form ationen von anderen NGOs, 
s te llt Kontakt zu CERD her und b ie te t dessen M itg lie ­
dern diese Inform ationen an. Manche NGOs erstellen 
A lte rna tivbe rich te  zur S ituation rassistischer D iskrim i­
nierungen in den Vertragsstaaten, die eine w ich tige
Siehe zum aktuellsten 15. Staatenbericht Deutsch­
lands: http://www.bm j.de/m edia/archive/252.pdf [ab­
gerufen am 20.8.2005].
Siehe genauer zur Rolle der NGOs: Bryde, Die Tätigkeit 
des Ausschusses gegen jede Form der Rassendiskrimi­
nierung (CERD), in: Klein (Hrsg.), Rassische Diskrimi­
nierung -  Erscheinungsformen und Bekämpfungs­
möglichkeiten, Berlin 2002, S. 75 ff.
h ttp ://w ww .antiracism -info.org.
9
Das Übereinkommen im Überblick
Ergänzung der S taatenberichte darste llend Vor der 
Sitzung, in welcher der jew e ilige  S taatenbericht 
eines Landes geprü ft w ird , fin d e t fü r  die M itg lieder 
von CERD ein Inform ationsgespräch m it NGOs sta tt.
S taatenbeschwerdeverfahren
Gemäß Art. 1 1 -13  ICERD kann ein Vertragsstaat, der 
der Ansicht ist, ein anderer Vertragsstaat komme 
seinen Verpflich tungen aus ICERD n ich t nach, CERD 
die Angelegenheit im Rahmen des Staatenbeschwer­
deverfahrens zur Kenntnis bringen. W eil die Ver­
tragsstaaten dam it rechnen müssen, durch Erhebung 
einer Staatenbeschwerde ihrerseits S taatenbe­
schwerden au f sich zu ziehen, machen sie von d ie­
sem Mechanismus in der Praxis keinen Gebrauch. 
Bisher wurde bei CERD noch keine einzige S taaten­
beschwerde eingereicht.
Ind iv idua lbeschw erdeverfahren
Beim Individualbeschwerdeverfahren handelt es sich um 
eine Mischung aus quasi-gerichtlichem Rechtsschutz- 
und diplomatischem Vermittlungsverfahren. Dass es 
sich nicht um ein gerichtliches Verfahren handelt, lässt 
sich insbesondere daran ausmachen, dass der Ausschuss 
gegenüber den Vertragsstaaten keine verbindlichen und 
vollstreckbaren Entscheidungen ausspricht. Allerdings 
überprüft der Ausschuss, wie in einem streng rechts­
förmigen Verfahren, Zulässigkeit und Begründetheit 
einer Beschwerde.
W eite re  Au fgaben
Eine weitere Aufgabe des Ausschusses besteht darin, 
dass er in unregelmäßigen Abständen so genannte 
A llgem eine Empfehlungen (General Com­
ments/Recommendations) ausspricht. Zweck dieser 
Empfehlungen ist es, den Inha lt des Übereinkommens 
genauer zu bestimmen und in diesem Zuge einen 
konkreteren, handhabbareren Maßstab fü r die Ausle­
gung und Anwendung der Bestimmungen von ICERD 
zu entw ickeln. Dam it kom m t dem Ausschuss eine 
w ich tige  Funktion bei der Auslegung und inha ltlichen 
Konkretisierung des Übereinkommens z u / “  In A n -
Siehe genauer zu Berichten von NGOs bzgl. der 
Situation in Deutschland: David Nii Addy, Rassisti­
sche Diskriminierung -  Internationale Verpflichtun­
gen und nationale Herausforderungen fü r die Men­
schenrechtsarbeit in Deutschland. Deutsches Insti­
tu t fü r Menschenrechte (Hrsg.), Berlin 2005, S. 52 f. 
Siehe zum Beispiel CERD, Allgemeine Empfehlung 
Nr. 8 vom 22.8.1990, UN-Doc. CERD/A/45/18, CERD, 
Allgemeine Empfehlung Nr. 14 vom 22.3.1993, UN­
Doc. CERD/A/48/18, CERD, Allgemeine Empfehlung 
Nr. 24 vom 27.8.1999, UN-Doc. CERD/A/54/18 und 
CERD, Allgemeine Empfehlung Nr. 29 vom 
1.11.2002 zu Art. 1 ICERD; CERD, Allgemeine Emp­
fehlung Nr. 19 vom 18.8.1995, UN-Doc. 
CERD/A/50/18 zu Art. 3 ICERD; CERD, Allgemeine
betracht der Bedeutung der A llgem einen Em pfehlun­
gen hat das Deutsche In s titu t fü r  Menschenrechte 
diese nun in deutscher Übersetzung v e rö f fe n t l ic h t / '
In einem weiteren S ch ritt ging CERD von bloßen Reak­
tionsm öglichke iten zur Aktion über und entw icke lte  
präventive Instrum ente („early w arn ing measures" und 
„u rgen t action procedures"), um schnell au f bedroh li­
che Entw icklungen im Rahmen seiner Zuständigkeit 
reagieren zu kö n n e n /"
Das jüngste  H andlungsinstrum ent von CERD besteht 
darin, them atische, länderübergreifende Diskussionen 
(„them a tic  discussions") im H inblick au f die S ituation 
besonders gefährdeter Gruppen zu veranstalten, wie 
zum Beispiel die Roma und indigene Völker.
Eingesetzt von den Vertragsstaaten von ICERD, ist 
CERD ein eigenständiges in ternationa les Vertragsorgan 
(treaty body). Die A rbe it des Ausschusses is t allerdings 
organisatorisch in das System der Vereinten Nationen 
eingebunden. So s te llt der Generalsekretär der Verein­
ten Nationen dem Ausschuss ein Sekretariat zur 
Durchführung seiner Aufgaben zur Verfügung. Dieses 
w ird vom Büro des UN-Hochkommissars fü r  M en­
schenrechte in G en f'J unterhalten. Dabei ist das Sekre­
ta r ia t insbesondere fü r  das Entgegennehmen von Ind i­
vidualbeschwerden zuständig. Zu seiner V e ran tw or­
tung  gehört auch, den ordentlichen V erlau f des je w e i­
ligen Verfahrens sicherzustellen.
Die Tätigke it von CERD basiert au f den Bestimmungen 
von ICERD w ie auch au f einer Verfahrensordnung (im 
Folgenden als „VO-CERD" abgekürzt), die sich CERD 
selbst gegeben h a t / ’  In ih r werden die in ICERD vorge­
sehenen Überwachungsmechanismen konkretisiert.
Empfehlung Nr. 20 vom 15.3.1996, UN-Doc. 
CERD/A/51/18 und CERD, Allgemeine Empfehlung Nr. 
22 vom 24.8.1996, UN-Doc. CERD/A/51/18 zu Art. 5 
ICERD; CERD, Allgemeine Empfehlung Nr. 26 vom
24.3.2000, UN-Doc. CERD/A/55/18 zu Art. 6 ICERD; 
CERD, Allgemeine Empfehlung Nr. 30 vom 1.10.2004 
zur Diskriminierung Nicht-Staatsangehöriger.
"  Deutsches Institu t fü r Menschenrechte (Hrsg.), Die 
„General Comments" zu den VN- 
Menschenrechtsverträgen. Deutsche Übersetzung und 
Kurzeinführungen, Baden-Baden 2005.
"  Siehe dazu genauer: Bryde, Die Tätigkeit des Aus­
schusses gegen jede Form der Rassendiskriminierung 
(CERD), S. 68 f.
,J http://www.unhchr.ch.
"  UN-Doc. CERD/C/35 Rev 3. Die deutsche Übersetzung 
des fü r das Individualbeschwerdeverfahren einschlä­
gigen Abschnitts befindet sich im Anhang dieses 
Handbuchs. Eine vollständige deutsche Übersetzung 
findet sich unter
http://www.un.org/Depts/german/menschenrechte/cer 
d_c35_rev3.pdf [abgerufen am 21.8.2005].
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3 Nutzung von ICERD durch NGOs und 
von rassistischer Diskriminierung Betroffene
M ittle rw e ile  hat sich auch Deutschland dem Ind iv i­
dualbeschwerdeverfahren unterw orfen. Das ist von 
Bedeutung, da Zweife l an der vo llständigen Erfüllung 
der Anforderungen von ICERD in Deutschland beste­
hen. ICERD sieht einen weitre ichenden Schutz vor 
D iskrim inierungen vor. Dieser bezieht sich sowohl au f 
Schutz vor D iskrim inierungen durch den S taat als 
auch durch Private. Zudem verlang t ICERD von den 
Vertragsstaaten Schutzmaßnahmen n ich t nur au f 
gesetzlicher Ebene, sondern auch au f praktischer 
Ebene durch die Gewähr eines effektiven Rechts­
schutzes in jedem Einzelfall. Ein solch w eitre ichender 
Schutz is t in Deutschland bisher n ich t sichergestellt. 
Weder das Grundgesetz noch die einfachen Gesetze 
gewährleisten umfassenden Schutz vor rassistischen 
D iskrim in ierungen.IJ Insbesondere bei der Beseiti­
gung von D iskrim inierungen im privaten Rechtsver­
kehr sind Fortschritte  durch ein ausstehendes A n ti­
d iskrim inierungsgesetz zu e rw a rte n /”
W enngleich es nur unzureichende Untersuchungen 
von Rassismus in Deutschland in all seinen Erschei­
nungsformen g ib t, lässt sich doch nur schwerlich
,J Siehe dazu genauer Frings, Die Richtlinie 
2000/43/EG des Rates zur Anwendung des Gleich­
behandlungsgrundsatzes ohne Unterschied der Ras­
se oder der ethnischen Herkunft: Regelungsdefizite 
im Recht der Bundesrepublik Deutschland und Um­
setzungsforderungen nach europäischem Recht, 
Rechtsgutachten, Anti-Rassismus Informations- 
Centrum/ARIC-NRW e. V. (Hrsg.), Duisburg 2004; 
Nickel, Rechtlicher Schutz gegen Diskriminierung: 
ein Leitfaden, Die Ausländerbeauftragten des Landes 
Berlin und anderer (Hrsg.), Frankfurt am Main 1996, 
S. 27 ff.; Britz, Die Individualbeschwerde nach Art. 
14 des Internationalen Übereinkommens zur Besei­
tigung jeder Form von Rassendiskriminierung, 
EuGRZ 2002, S. 388 ff.
,u Siehe zur aktuellen politischen Diskussion um dieses 
Gesetz: Bielefeld / Follmar-Otto, Diskriminierungs­
schutz in der politischen Diskussion, Deutsches In­
s titu t fü r Menschenrechte (Hrsg.), Berlin 2005.
leugnen, dass a lltäg liche r Rassismus in etlichen Berei­
chen -  etwa beim Zugang zur Beschäftigung, dem 
W ohnungsm arkt oder der Bildung -  in n ich t geringem 
Umfang existent ist. A lle in die hohen Zahlen von ras­
sistischen S tra fta ten belegen die brisante S ituation, 
die durch subtile  Formen der D iskrim inierung in vielen 
Gesellschaftsbereichen ergänzt w ir d / '
Bei der Beurteilung des grundgesetzlichen Schutzes 
vor rassistischer D iskrim inierung durch die G le ichheits­
grundsätze der Art. 3 Abs. 1 GG und Art. 3 Abs. 3 GG 
ist zwischen s taa tlicher und priva ter D iskrim inierung 
zu unterscheiden.
Vor unm itte lba r staatlichen D iskrim inierungen besteht 
im Grundsatz umfassender Schutz. Anderseits bestehen 
in der Praxis durchaus Probleme in Bereichen des ö f­
fen tlichen Rechts, sowohl au f s truk tu re lle r w ie au f 
ind iv idue lle r Ebene. Hierzu zählen neben gesetzlich 
vorgesehenen Benachteiligungen bei Sozialleistungen 
ebenso subtile  D iskrim inierungen w ie zum Beispiel bei 
Bewertungen im Schulrecht, bei der Ausübung von 
Ermessen im Bereich der Leistungsverwaltung oder 
durch das A u ftre ten  von Behördenm ita rbe itenden /“
Das Grundgesetz ist prim är darauf ausgerichtet, den 
Einzelnen im Verhältn is zum Staat und n ich t im Ver­
hä ltn is zu Privaten zu schützen. Infolge dessen is t auch 
der verfassungsrechtliche Schutz vor rassistischen 
D iskrim inierungen unter Privaten nur eingeschränkt 
gewährle istet. Zwar ist bei der Anwendung einfachge-
'' Siehe dazu genauer: Addy, Diskriminierung und Ras­
sismus, Internationale Verpflichtungen und nationale 
Herausforderungen fü r die Menschenrechtsarbeit in 
Deutschland, insbesondere S. 13 und S. 16 ff.
Siehe dazu genauer: Frings, Die Richtlinie 2000/43/EG 
des Rates zur Anwendung des Gleichbehandlungs­
grundsatzes ohne Unterschied der Rasse oder der eth­
nischen Herkunft: Regelungsdefizite im Recht der 
Bundesrepublik Deutschland und Umsetzungsforde­
rungen nach europäischem Recht, Rechtsgutachten, S. 
77 ff.
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setzlicher Normen durch die Gerichte -  etwa des 
BGB -  auch die Bedeutung des Art. 3 GG zu berück­
sichtigen. Jedoch re icht dies fü r  einen umfassenden 
Schutz gegenüber D iskrim inierungen durch Private 
n ich t aus.
Diese Schutzlücke w ird  auch n ich t au f der Ebene des 
einfachen Gesetzesrechts geschlossen. Zwar finden 
sich im deutschen Recht vere inze lt Regelungen, die 
vor rassistischer D iskrim inierung schützen sollen. Es 
fe h lt hingegen an Normen, die D iskrim inierungen 
umfassend untersagen. Aus diesem Grund w ird  schon 
lange ein vor jeg lichen rassistischen D iskrim in ierun­
gen schützendes Antid iskrim iierungsgesetz gefordert. 
Diese Forderung kann sich auch au f CERD selbst 
stützen. Dieser hatte  bereits 1997 in seinen Conclu­
ding Observations zum vorle tzten S taatenbericht 
Deutschlands seine Besorgnis darüber zum Ausdruck 
gebracht, dass es keine umfassende Gesetzgebung 
gegen rassistische D iskrim inierung in privaten 
Rechtsbeziehungen gebe und Deutschland nahege­
legt, den Erlass eines umfassenden A n tid isk rim in ie ­
rungsgesetzes zu p rü fe n /'”
Die Schaffung eines Antidiskriminierungsgesetzes ist 
ebenso aus europarechtlichen Gründen notwendig, weil 
die Richtlinie 2000/43/EG des Rates vom 29.6.2000 zur 
Anwendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes ohne 
Unterschied der „Rasse" oder der ethnischen H e rku n ft" 
in deutsches Recht umgesetzt werden muss. Diese 
Richtlinie ste llt teilweise sehr ähnliche Anforderungen 
wie ICERD/1 Sie verpflichtet zum Schutz vor Diskrimi­
nierung in den Bereichen des allgemeinen Zivilrechts, 
des Mietrechts, sonstiger Dienst- und Warenangebote, 
des Arbeitslebens und des Strafrechts; zudem sind 
Rechtsschutzmöglichkeiten zu schaffen. Wie die Richt­
linie in Deutschland umgesetzt und das Antid iskrim inie­
rungsgesetz in seinem Regelegungsgehalt konkret aus­
gestaltet sein wird, ist nach dem Scheitern des Entwurfs 
der rot-grünen Regierungskoalition gegenwärtig noch 
nicht absehbar/"
Neben dem Beschwerdeverfahren nach Art. 14 I- 
CERD, das Einzelpersonen zur Verfügung steht, be­
da rf es en tw icke lte r S trukturen des Menschenrechts­
schutzes -  w ie beispielweise der A rbe it starker NGOs 
und N ationa le r M enschenrechts institu tionen, um
Abschließende Bemerkungen vom 23.4.1997, UN­
Doc. CERD/C/304/Add. 24, Ziff. 17 und 20.
Am tsblatt EG Nr. L 180 vom 19.7.2000, S. 22 ff.
"  Siehe zu dieser R ichtlinie: Nickel, Handlungsaufträ­
ge zur Bekämpfung von ethnischen Diskrim inierun­
gen in der neuen Gleichbehandlungsrichtlinie 
2000/43/EG, NJW 2001, S. 2668 ff.
“  Der Entwurf wurde zwar vom Bundestag in dritte r 
Lesung verabschiedet (BT-Drs. 15/4538 idF BT- Drs. 
15/5717), vom Bundesrat jedoch in den V erm itt­
lungsausschussverwiesen (BR-Drs. 15/5915).
Betroffene zu unterstützen. So besteht die M ög lich­
keit, m it der Individualbeschwerde au f die Staatenpra­
xis gezie lt Einfluss zu nehmen und diese zur Herstel­
lung von Ö ffen tlichke it zu nutzen.
Um abzuschätzen, ob der jew e ilige  Sachverhalt vom 
Schutzbereich des Übereinkommens erfasst is t und wie 
die Erfolgschancen einer Beschwerde zu bewerten sind, 
kann die inha ltliche  Auseinandersetzung m it den A ll­
gemeinen Empfehlungen h ilfre ich  sein, da diese den 
Schutzbereich des Übereinkommens konkretisieren. Die 
Auseinandersetzung m it den Ausführungen des Aus­
schusses im S taatenberich ts- oder Individualbeschwer­
deverfahren kann diesbezüglich ebenso w e ite r helfen.
Auch durch A lte rna tivbe rich te  können die NGOs im 
Rahmen des Staatenberichtsverfahrens w ich tige  In­
form ationen liefern, indem sie etwa über V erw altungs­
praxis oder Problembereiche berichten."“ Dazu können 
zum Beispiel Tendenzen zu einer räum lichen Segrega­
tion  in einzelnen städtischen Regionen oder In fo rm a ti­
onen über Benachteiligungen bestim m ter Bevölke­
rungsgruppen"'' w ie auch Inform ationen über (polize i­
liche) Übergriffe gegen Ausländer zählen.
Die Bedeutung solcher Berichte spezialisierter NGOs ist 
auch insofern n ich t zu verkennen, als sich ein effektiver 
Schutz vor rassistischer Diskrim inierung n ich t allein 
durch Rechtsprechung gewährleisten lässt. Dies g ilt 
umso mehr, als ICERD in der Praxis von Gerichten und 
Behörden bisher keine nennenswerte Bedeutung beige­
messen wurde. Dies liegt neben der mangelnden Be­
kanntheit des Übereinkommens daran, dass es n ich t fü r 
unm itte lbar anwendbar gehalten w ird ; v ie lm ehr müsse 
grundsätzlich der Gesetzgeber das Übereinkommen 
umsetzen, indem er es innerstaatlich konkretisiert. Je­
denfalls nach der Rechtsprechung des Bundesverfas­
sungsgerichts können die Bestimmungen von ICERD im 
innerstaatlichen Rechtsraum Wirkung erzeugen: Sie sind 
bei der Auslegung und Anwendung nationalen Rechts 
durch die Gerichte und Behörden zu b each ten /“ Den­
noch finden sich Bezüge au f ICERD in der deutschen 
Rechtsprechung nur als absolute A usnahm e/“
Siehe dazu auch die Studie von Addy, Diskriminierung 
und Rassismus, Internationale Verpflichtungen und 
nationale Herausforderungen fü r die Menschen­
rechtsarbeit in Deutschland, S. 48 f.; S. 60 f.
Zum Beispiel der Roma. Siehe dazu auch CERD, A ll­
gemeine Empfehlung Nr. 27 vom 16.8.2000, UN-Doc. 
CERD/A/55/18.
Siehe dazu genauer: Fries, Die Bedeutung von Artikel 
5 (f) der Rassendiskriminierungskonvention im deut­
schen Recht, Diskriminierung durch Private beim Zu­
gang zu Gaststätten, Heidelberg 2003, S. 201 ff.
VG Frankfurt, Beschluß v. 22.02.1993, Az. 9 G 300/93 
(Ausschluss rassistischer Massendrucksachen von der 
Postbeförderung); OVG NRW, Beschluß v. 04.01.2002, 
Az. 5 B 12/02 (Demonstrationsverbot).
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4 Der Ablauf des Individualbeschwerdeverfahrens
Das Verfahren der Individualbeschwerde erm öglich t 
einzelnen Personen und Personengruppen, V erle tzun­
gen von ICERD durch einen Vertragsstaat bei CERD 
schriftlich  geltend zu machen. Im Folgenden w ird  ein 
Überblick über den A b lau f des Verfahrens gegeben. 
Der Verfahrensablauf e rg ib t sich aus Art. 14 ICERD 
sowie aus derV O -C E R D /'
4.1 Einlegung der Beschwerde
Gemäß Art. 14 Abs. 5 ICERD w ird das Verfahren 
dadurch erö ffne t, dass der/die Beschwerdeführende 
die Sache CERD durch M itte ilu n g  an das Sekretariat 
des Ausschusses e inre icht. Beim Hochkommissar fü r 
M enschenrechte besteht ein speziell fü r  die Entge­
gennahme von Individualbeschwerden eingerichtetes 
Sekretariat (das so genannte „P e titions Team").
Die Beschwerde ist zu richten an:
CERD
c/o Petitions Team
Office o f the  High Commissioner fo r Human Rights 
United Nations O ffice a t Geneva 
1211 Geneva 10, Sw itzerland
Insbesondere in dringenden Fällen kann auch ein 
Telefax gesandt werden an: 0041 22 9179022. Da 
Beschwerden unterschrieben werden müssen, können 
sie n ich t per E-M ail e ingere icht werden. Andere 
Kontaktaufnahm en m it dem Sekretariat, insbesonde­
re Fragen im H inblick au f das Verfahren, sind h inge­
gen auch per E-M ail möglich. Die E-Mail-Adresse 
lau te t: tb -p e titio n s@ o h ch r.o rg .
Eine bestim m te Form ist fü r  die Beschwerde zwar 
n ich t vorgesehen. Jedoch ist zu beachten, dass eine 
Beschwerde bestim m ten Mindestvoraussetzungen 
genügen muss, um an den Ausschuss w e ite rge le ite t 
zu w e rd e n /“  Es em pfieh lt sich daher, dem Aufbau 
des M usterform ulars fü r  eine Beschwerde zu folgen
und die do rt verlangten Angaben zu m a ch e n /'” Dabei 
sollten die Tatsachen, au f denen die Beschwerde be­
ruht, in chronologischer Reihenfolge au fge fü h rt w er­
den. Wie bereits erw ähnt, is t die Beschwerde in 
Schriftfo rm  einzureichen und zu unterschreiben.
Die Beschwerde muss insbesondere die Behauptung 
entha lten, Opfer einer Verle tzung einer der im Über­
einkommen enthaltenen Garantien zu sein. H ie rfü r ist 
erforderlich, dass der dieser Behauptung zugrunde 
liegende Sachverhalt ausführlich und de ta illie rt darge­
legt und durch beigefügte Dokumente (zum Beispiel 
einschlägige nationale Gesetze, behördliche Entschei­
dungen, Gerichtsentscheidungen oder Zeugenaussa­
gen) in Kopie belegt w ird. A u f die Vo lls tänd igke it d ie­
ser Unterlagen sollte  m öglichst von Anfang an geach­
te t werden.
4.2  Sprache des Verfahrens
W enngleich eine bestim m te Sprache fü r  die Beschwer­
de n ich t vorgegeben ist, so llte  diese -  w ie auch andere 
In form ationen und Dokumente -  in der Regel in einer 
der Arbeitssprachen des Sekretariats abgefasst werden, 
um das Verfahren n ich t unnötig  zu verlängern. Dabei 
handelt es sich um Englisch, Französisch, Russisch und 
S p an isch /“  Spezifische Begriffe sollten allerdings in 
der Originalsprache in Klammern be igefügt werden, 
w ie zum Beispiel G erichts- und Gesetzesbezeichnun­
gen.
Beschwerden können zunächst auch in anderen Spra­
chen, zum Beispiel au f Deutsch, e ingere icht werden. 
Gleiches g ilt  im H inblick au f Dokumente. Da die Über­
setzung von Dokumenten n ich t unerhebliche Kosten 
verursachen kann, können diese zunächst in der O rig i­
nalsprache e ingereicht werden. Ob dann eine Überset­
zung erforderlich w ird , is t abhängig von der jew eiligen 
personellen Besetzung des Sekretariats. Das Sekretariat 
w ird gegebenenfalls um die erneute Einreichung der
Siehe Anhang des Handbuchs.
Siehe dazu insbesondere die Auflistung in Art. 84 Siehe Anhang ctes Handbuchs.
VO-CERD. Siehe Art. 26 VO-CERD.
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Beschwerde unte r Verwendung einer der Arbeitsspra­
chen b itten.
4.3  Dauer des Verfahrens
Die Dauer des Verfahrens ist von verschiedenen Fak­
toren des Einzelfalles abhängig. Nach bisherigem 
Stand der Erfahrung kann ein Beschwerdeverfahren 
nach etwa einem Jahr abgeschlossen sein, m itu n te r 
aber auch länger dauern. Im Vergleich zu Gremien 
anderer m enschenrechtlicher Verträge ist die Dauer 
eines Verfahrens vor CERD re la tiv  kurz. Einen Rück­
stau an Beschwerden gab es bei CERD bisher n icht.
4 .4  Keine anonymen Beschwerden
CERD behandelt die eingegangenen Beschwerden 
grundsätzlich v e r tra u lic h / ' Anonyme Beschwerden 
werden aber n ich t entgegengenommen. Denn in 
einem laufenden Verfahren kann -  ohne Name und 
A n schrift -  natürlich  auch keine Korrespondenz 
s ta ttfinden . Da auch der jew e ilige  Vertragsstaat 
keine Ste llung zu einer anonymen Beschwerde bezie­
hen kann, muss der Name des/der Beschwerdefüh­
renden gegenüber dem Staat angegeben werden. Im 
Entscheidungstext der Sache („S te llungnahm e") kann 
der Name durch CERD allerdings m it den In itia len 
abgekürzt werden, um ihn fü r  die Ö ffen tlichke it zu 
anonymisieren.
4 .5  Kosten des Verfahrens
Das Erheben der Beschwerde und das Verfahren ist 
seitens von CERD kostenfrei. Daher beschränken sich 
die Kosten au f die eigenen Aufwendungen. Zu diesen 
können zum Beispiel Portokosten, Kopierkosten, 
m öglicherweise Kosten fü r notw endige Übersetzun­
gen in die Arbeitssprache des Ausschusses und gege­
benenfalls Anwaltskosten zählen. Eine finanzie lle  
H ilfe  in Form der Prozesskostenhilfe w ird weder von 
CERD noch von deutschen Instanzen gewährt.
4 .6  W eitere Behandlung der Beschwerde 
durch das Sekretariat
Die Beschwerde w ird  zunächst durch das Sekretariat 
behandelt. Bevor eine W eite rle itung  an den Aus­
schuss e rfo lg t, p rü ft das Sekretariat, ob die Be­
schwerde die erforderlichen M indestangaben enthä lt. 
Bestehen Unklarheiten in dieser H insicht oder sind 
weitere Angaben erforderlich, kann das Sekretariat 
den/die Beschwerdeführer/in auffordern, weitere
Art. 14 Abs. 6 a) ICERD i. V. m. Art. 94 Abs. 1 VO- 
CERD.
Inform ationen beziehungsweise Angaben beizubringen. 
Hierzu w ird  dem /der Beschwerdeführenden eine Frist 
g e s e tz t/"  Diese Frist so llte  grundsätzlich eingehalten 
werden. G elingt dies n icht, sollte e rläu te rt werden, 
warum die Frist n ich t eingehalten werden konnte. 
Soweit die Beschwerde alle notwendigen Bestandteile 
aufw eist, w ird sie dem Ausschuss zur weiteren Ent­
scheidung vorgelegt. Der/die Beschwerdeführende w ird 
darüber benachrichtig t.
4.7  Verfahren zur Prüfung der Zulässigkeit 
und Begründetheit der Beschwerde
In der Folge du rch läu ft eine Beschwerde grundsätzlich 
zwei Phasen. Zunächst e rfo lg t die Prüfung der Zuläs­
sigkeit der Beschwerde gemäß Art. 8 6 -9 3  VO-CERD 
und daran anschließend die Prüfung ihrer Begründet­
he it gemäß Art. 9 4 -9 5  VO-CERD.
Bevor der Ausschuss über die Zulässigkeit der Be­
schwerde entscheidet, is t dem jew e iligen  Vertrags­
staat die M ög lichke it der S te llungnahm e zu g e b e n d  
Die Frist dazu beträg t in der Regel drei Monate. Be­
s tre ite t der Vertragsstaat die Zulässigkeit der Be­
schwerde, w ird dem /der Beschwerdeführenden dazu 
sodann die M ög lichke it einer weiteren Stellungnahm e 
e in g e rä u m t/ '' Die Frist beträg t h ier in der Regel sechs 
Wochen.
H ält CERD die Individualbeschwerde fü r zulässig, legt 
er sie dem betroffenen Vertragsstaat zur S te llungnah­
me vor. Dies g ilt  unabhängig davon, ob dieser sich zur 
Frage der Zulässigkeit der Beschwerde zuvor geäußert 
hat. Der betreffende S taat hat drei M onate Zeit, Ein­
wendungen gegen die Begründetheit vorzulegen.JJ 
N im m t der betroffene S taat Ste llung, w ird  diese 
dem /der Beschwerdeführenden zur Erwiderung vorge­
legt. Dazu hat der/die Beschwerdeführende in der 
Regel sechs Wochen Zeit.
4 .8  Vorläufige Maßnahm en in dringenden 
Fällen
Der Ausschuss hat die M öglichke it, so fo rt zu handeln, 
wenn zu befürchten ist, dass ein n ich t w ieder gu t zu 
machender Schaden e in tre ten könnte, bevor der Fall 
nach dem normalen Verfahren geprü ft w ird. In einer 
solchen S ituation sollten beim Ausschuss vorläufige 
Maßnahmen beantragt werden. So kann CERD jeder­
ze it den Vertragsstaat ersuchen, vorläu fige  M aßnah­
men zum Schutz des/der Beschwerdeführenden zu
Art. 84 Abs. 2 VO-CERD.
Art. 92 Abs. 3 VO-ICERD.
Vgl. Art. 92 Abs. 1 und 4 VO-ICERD. 
Art. 94 Abs. 2 VO-CERD.
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tre ffen  (Art. 94 Abs. 3 VO-CERD). Ein darau f gerich­
te te r Antrag sollte ausdrücklich und so früh w ie 
m öglich erfolgen und kann bereits m it Einreichung 
der Beschwerde geschehen. Gemeint sind dam it also 
Fälle, in denen durch den Ze itve rlau f bis zur ab­
schließenden Entscheidung über die Beschwerde bei 
dem /der Beschwerdeführenden irreparable Schäden 
einzutreten drohen. Dabei sollten die Gründe, die 
vorläu fige  Maßnahmen notw endig machen, genau 
und so vo lls tänd ig  w ie möglich dargelegt werden.
4 .9  Persönliches Erscheinen vor dem Aus­
schuss (Anhörung)
Der Ausschuss kann grundsätzlich die Beschwerde 
führende Person (oder deren V e rtre te r/in ) und Vertre ­
te r/innen des Vertragsstaates zur Teilnahme an dem 
Verfahren einladen, dam it sie zusätzliche In fo rm a tio ­
nen geben oder Fragen zur Begründetheit des Falles 
b e a n tw o rte n /“  Dabei ist aber zu betonen, dass ein 
solches Vorgehen nur als absolute Ausnahme in 
Betracht kommt.
Art. 94 Abs. 5 VO-CERD.
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5 Für Individualbeschwerden bedeutsame Inhalte 
des Übereinkommens
5.1 Bestimmung von ICERD einschlägig?
Vor Einlegung der Beschwerde ist zunächst zu über­
legen, ob eine Garantie von ICERD betroffen sein 
könnte. Ist unklar, ob der Sachverhalt in den Schutz­
bereich eines A rtike ls fä llt ,  können die Spruchpraxis 
w ie auch die A llgem einen Empfehlungen von CERD 
oder auch einschlägige L ite ra tu r herangezogen w er­
den.
Im Folgenden w ird ein Prüfungsprogramm skizziert, 
das H ilfeste llung bei der Frage b ietet, ob eine Garan­
tie  von ICERD im Einzelfall betroffen ist. M ög licher­
weise lässt sich dam it ohne vertiefendes Studium  
und ohne w eite re frem de H ilfe  beantw orten, ob der 
Anwendungsbereich von ICERD zum indest in Be­
tra ch t kommt. Dabei beschränken sich die A usfüh­
rungen au f die inha ltlichen Bestimmungen von I- 
CERD, die fü r  die Individualbeschwerde von besonde­
re Bedeutung sind.
5.2 Reichweite rassistischer Diskriminie­
rung nach ICERD
Die D efin ition  rassistischer D iskrim inierung in Art. 1 
Abs. 1 ICERD b ildet die Grundlage des gesamten 
ersten Teils des Abkommens (Art. 1 -7  ICERD), der das 
Verbot rassistischer D iskrim inierung in den Art. 2 -7  
ICERD k o n k re tis ie rt/ ' Die D efin ition  hat keinen ei­
genständigen Regelungsgehalt. Eine Verle tzung allein 
von Art. 1 ICERD kann also n ich t geltend gem acht 
werden.
5.2.1 D iskrim in ie rung  nach A r t. 1 Abs. 1 ICERD
Der D iskrim in ie rungsbegriff des Art. 1 Abs. 1 ICERD 
setzt sich aus v ier Merkmalen zusammen, wobei sich 
das v ierte  Merkmal n ich t aus seinem W ortlau t, son-
■" Vgl. dazu auch CERD, Allgemeine Empfehlung Nr. 20 
vom 15.3.1996, UN-Doc. CERD/A/51/18, Ziff. 2.
dern aus seiner Auslegung durch den Ausschuss erg ib t:
Erstens muss eine Unterscheidung, Ausschließung, 
Beschränkung oder Bevorzugung vorliegen. Es is t also 
eine Ungleichbehandlung erforderlich.
Zweitens muss diese Ungleichbehandlung an die ver­
botenen Kriterien „Rasse", Hautfarbe, Abstam m ung, 
nationale oder ethnische H erkunft anknüpfen. Dies ist 
n ich t bereits dann der Fall, wenn zwei Sachverhalte 
unterschiedlich behandelt werden. Erforderlich ist 
vie lm ehr, dass die Ungleichbehandlung au f einem oder 
mehreren der verbotenen Kriterien beruht.
D rittens muss die Maßnahme au f eine Rechtsbeein­
träch tigung  abzielen oder diese jedenfa lls  bewirken. Es 
re icht also aus, dass die in Frage stehende Maßnahme 
faktisch d iskrim in ie rt; einer besonderen D iskrim inie­
rungsabsicht bedarf es nicht.
V iertens da rf die unterschiedliche Behandlung n ich t 
durch leg itim e Zwecke g e rech tfe rtig t s e in /“  Hierbei 
handelt es sich im besonderen Maße um W ertungsfra­
gen des Einzelfalles.
5.2.2 K rite rium  der S taa tsangehörigke it
Keine rassistische D iskrim inierung im Sinne des Über­
einkommens stellen laut Art. 1 Abs. 2 ICERD Unter­
scheidungen dar, die der Vertragsstaat zwischen eige­
nen und fremden Staatsangehörigen vo rn im m t. G rund­
sätzlich is t nach ICERD eine Unterscheidung nach der 
S taatsangehörigkeit daher selbst dann zulässig, wenn 
über das Kriterium  der S taatsangehörigkeit ethnische 
Gruppen im Ergebnis ungleich behandelt w e rd e n /'” 
Anders verhä lt es sich allerdings, wenn sich h in te r der 
Unterscheidung nach der S taatsangehörigkeit unzuläs­
sige Maßnahmen im Sinne des Art. 1 Abs. 1 ICERD 
verbergen. Dies is t nach Auffassung von CERD dann
Vgl. CERD, Allgemeine Empfehlung Nr. 14 vom 
22.3.1993, UN-Doc. CERD/A/48/18, Ziff. 2.
"  Vgl. dazu CERD, M itte ilung Nr. 2/1989 vom
10.5.1991, UN-Doc. CERD/C/39/D/2/1989, Ziff. 6.6.
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anzunehmen, wenn keine sachlich nachvollziehbaren 
Gründe fü r  eine D ifferenzierung anhand der S taats­
angehörigkeit erkennbar sind.™
So hat der Ausschuss eine Beschwerde wegen unzu­
reichenden nationalen Rechtsschutzes (Art. 6 ICERD) 
gegen eine dänische Bank fü r begründet gehalten, 
die nur an dänische S taatsbürger Kredite vergab. Der 
Ausschuss h ie lt das Kriterium  der S taatsangehörig­
ke it fü r  vorgeschoben, da ihm der Sinn der Verwen­
dung dieses Kriterium s im konkreten Fall n ich t p lau­
sibel erschien. Die Bank hatte  behauptet, dass sie au f 
diese Weise die Rückzahlung der Kredite sicherstellen 
wolle. Der Ausschuss h ie lt das Kriterium  der S taats­
angehörigkeit hingegen fü r  keine e ffektive  Gewähr­
leistung der R ückzahlungsw illigkeit und sah darum 
die Gefahr einer in W irk lich ke it rassistisch m otiv ie r­
ten Unterscheidung, der die nationalen Gerichte 
n ich t hinreichend nachgegangen seien.”
5.2.3 K rite rium  der Religion
Von ICERD n ich t einbezogen -  zum indest n ich t aus­
drücklich -  ist die D iskrim inierung aufgrund der 
Religion. Da Religion und ethnische Zugehörigke it 
aber o ft sehr eng m ite inander verbunden sind, lässt 
sich eine grundsätzliche Trennung zwischen rassisti­
scher und relig iöser D iskrim inierung n ich t w irk lich 
begründen. Auch kann sich eine rassistische Diskri­
m inierung h in te r einer Unterscheidung nach re lig i­
onsbezogenen Merkmalen verbergen. Bei der Prüfung 
der S taatenberichte nach Art. 9 ICERD h ä lt CERD die 
Unterscheidung dementsprechend auch n ich t durch. 
Im Rahmen der Individualbeschwerde is t eine Diskri­
m inierung wegen der Religionszugehörigkeit bisher 
noch n ich t behandelt worden. Im Grundsatz is t aber 
zu erwarten, dass CERD eine Unterscheidung au f­
grund der Religion im Einzelfall auch als rassistische 
D iskrim inierung beurteilen w ird.
5.3 Die Garantien der A rt. 5 und A rt. 6 
ICERD
M it der Individualbeschwerde können insbesondere 
Verletzungen der Art. 5 und Art. 6 ICERD von einzel­
nen Personen oder Personengruppen geltend ge­
m acht werden. Die besondere Bedeutung dieser 
Bestimmungen fü r das Individualbeschwerdeverfah­
ren e rg ib t sich daraus, dass sie konkrete V e rp flich ­
tungen fü r die Vertragsstaaten begründen.
Vgl. CERD, M itte ilung Nr. 10/1997 vom 6.4.1999, 
UN-Doc. CERD/C/54/D/10/1997, insbes. Ziff. 9.3; vgl. 
ebenso CERD, Allgemeine Empfehlung Nr. 30 vom
1.10.2004, Ziff. 4.
Vgl. CERD, M itte ilung Nr. 10/1997 vom 6.4.1999, 
UN-Doc. CERD/C/54/D/10/1997, insbes. Ziff. 9.3.
5.3.1 D iskrim in ie rungsfre ie  R echtsgewährle istung
Art. 5 ICERD ist verle tz t, wenn ein Vertragsstaat den 
nach Art. 5 ICERD verlangten D iskrim inierungsschutz 
au f gesetzlicher Ebene nur unzureichend realis iert hat. 
Die Beschwerde muss also die gesetzliche Lage rügen.
Art. 5 ICERD ve rp flich te t die Vertragsstaaten, das 
Recht jedes Einzelnen au f G le ichheit vo r dem Gesetz 
ohne Unterscheidung nach „Rasse", Hautfarbe, na tio ­
naler oder ethnischer H erkunft zu gewährleisten. Diese 
Verpflich tungen werden durch einen Katalog einzelner 
Rechte spezifiz iert, wobei CERD ausdrücklich betont, 
dass der Katalog des A rtike l 5 n ich t abschließend ist, 
sondern lediglich einzelne Rechte besonders hervor- 
h e b f  Der Katalog in Art. 5 ICERD e n thä lt un te r ande­
rem das Recht au f G leichbehandlung vor den Gerich­
ten und allen sonstigen Organen der Rechtspflege oder 
das Recht au f S icherheit der Person und au f s ta a tli­
chen Schutz gegen G ew a lttä tigke it oder Körperverlet­
zung. Ebenso geschützt sind politische Rechte w ie zum 
Beispiel das Recht au f M einungs- und Versam mlungs­
fre ih e it und w irtscha ftliche , soziale und ku lture lle  
Rechte w ie zum Beispiel das Recht au f Arbeit, au f 
W ohnung und ö ffen tliche  Gesundheitsfürsorge. Art. 5
f) ICERD gew ährle iste t schließlich das Recht au f Zu­
gang zu jedem Ort oder Dienst, der fü r  die Benutzung 
durch die Ö ffen tlichke it vorgesehen ist, w ie Verkehrs­
m itte l, Hotels, G aststätten, Cafés, Theater und Parks. 
Nach Art. 5 ICERD muss also gew ährle iste t sein, dass 
niemandem ein M ie tverhä ltn is  oder der Zugang zur 
G aststätte oder zum H otelbetrieb wegen seiner e th n i­
schen Zugehörigke it verw eigert w ird. Ebenso ve rp flich ­
te t A rt 5 ICERD den Staat, den arbeitsrechtlichen 
Rahmen so zu gestalten, dass niemand wegen seiner 
ethnischen Zugehörigke it seinen A rbeitsp latz ve rlie rt 
oder gar n ich t erst erhält.
Durch Art. 5 ICERD w ird  som it garantiert, dass die 
Menschenrechte und die im nationalen Recht vorgese­
henen Rechte fre i von rassistischer D iskrim inierung in 
Anspruch genommen werden können. Im Übrigen 
haben die Vertragsstaaten bei der Ausgestaltung des 
Schutzes vor rassistischer D iskrim inierung gemäß Art. 
5 ICERD einen re la tiv  weiten Handlungsspielraum. Dies 
ist bei vö lkerrechtlichen Verträgen grundsätzlich üb­
lich. So lassen sich einzelne in Art. 5 ICERD au fge füh r­
ten Ziele sowohl m it s tra f- oder ve rw a ltungsrech tli­
chen, als auch m it z iv ilrech tlichen  M itte ln  sicherstel­
len. Im Falle tä tlich e r Übergriffe muss der jew e ilige  
S taat in jedem Fall auch s tra frech tliche  Sanktionen 
dafür vorsehen.
A llerdings sind die Erfolgaussichten von Individualbe­
schwerden, die sich au f Art. 5 ICERD stützen, g rund­
sätzlich als n ich t sehr hoch einzuschätzen. CERD hä lt 
sich bisher eher zurück, Individualbeschwerden wegen
~  Siehe CERD, Allgemeine Empfehlung Nr. 20 vom 
15.3.1996, UN-Doc. CERD/A/51/18, Ziff. 1.
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Fehlens nationa le r Gesetze gegen rassistische Dis­
k rim in ierung fü r begründet zu erachten. Dies liegt 
unte r anderem daran, dass CERD die jew e ilige  n a tio ­
nale Rechtslage des betreffenden Vertragsstaates 
und die In terpre ta tion  der einschlägigen Gesetze 
genau kennen müsste, um eine Verletzung des Über­
einkommens wegen m angelnder Gesetzgebung fe s t­
stellen zu können. Solche Kenntnisse hat der Aus­
schuss -  zumal in kom plizierten Fällen -  o ftm als 
nicht. Für eine solche V e rtrau the it und intensive 
Auseinandersetzung m it dem jew e iligen  nationalen 
Recht fehlen CERD n ich t zu le tz t die personellen und 
zeitlichen Kapazitäten.
Prognosen h ins ich tlich  der Erfolgsausichten au f Art.
5 ICERD gestü tz te r Individualbeschwerden sind auch 
deshalb derzeit schwer zu tre ffen , w eil es bisher nur 
re la tiv  wenige Entscheidungen und dam it auch keine 
klare Spruchpraxis von CERD gibt. Es g ib t aber Anzei­
chen fü r  eine Tendenz, dass CERD die Feststellung 
einer Verletzung von Art. 5 ICERD zunehmend in 
Betracht z ie h t / “  W ill der/die Beschwerdeführende 
eine Verletzung von Art. 5 ICERD geltend machen, ist 
in jedem Fall zu em pfehlen, dass genau dargelegt 
w ird, inw ie fern  die vom Gesetzgeber getroffenen 
Regelungen n ich t ausreichen, um den vom Überein­
kommen geforderten Schutz zu gewähren.
5.3.2 G arantie  der Rechtsschutzgewährung
Größere Erfolgsaussichten haben dagegen Ind iv idu­
albeschwerden, m it denen m angelnder effektiver 
Rechtsschutz im Sinne von Art. 6 ICERD gegen die 
rassistische D iskrim inierung in einem konkreten Fall 
gerügt wird.
W ährend Art. 5 ICERD die d iskrim in ierungsfre ie Ge­
w ährle istung von Rechten garantiert, bezieht sich 
Art. 6 ICERD au f die Bereitste llung wirksamen 
Rechtsschutzes gegen eine D iskrim inierung. Der/die 
Beschwerdeführende muss also rügen, dass im kon­
kreten Fall kein h inreichender Rechtsschutz gegen­
über einer diskrim inierenden Handlung gew ährt 
wurde.
dem verlangten Schutz vor D iskrim inierungen nach 
den Bestimmungen von ICERD im konkreten Fall nur 
unzureichende Beachtung geschenkt haben. Anders als 
bei Art. 5 is t hier n ich t entscheidend, ob der Vertrags­
staat grundsätzlich Schutz vor d iskrim inierenden 
Handlungen vorsieht. Ob eine Verle tzung des A rt. 6 
ICERD vorlieg t, r ich te t sich v ie lm ehr danach, ob im 
konkreten Fall kein e ffiz ien te r Rechtsschutz gegenüber 
rassistischen D iskrim inierungen im Sinne von ICERD 
gew ährt wurde.
Es geht dann um die Frage, ob die Behörden und Ge­
richte im konkreten Fall genug getan haben, um den 
Rassismusverdacht aufzuklären und gegebenenfalls zu 
sanktionieren. So p rü fte  CERD zum Beispiel die Be­
schwerde eines marokkanischen Staatsbürgers gegen 
die Niederlande, der angab, bei der Besichtigung einer 
W ohnung von Anwohnern in rassistischer Weise be­
sch im pft worden zu sein, schwerpunktm äßig darauf, 
ob in Bezug au f die erhobenen V orw ürfe  gründlich 
e rm itte lt worden sei. Im Ergebnis h ie lt CERD die Be­
schwerde wegen Verstoßes gegen Art. 6 ICERD fü r 
begründet, da es fü r  dessen Beachtung n ich t ausreiche, 
ein Strafgesetz gegen rassistische D iskrim inierung zu 
erlassen, wenn bei etwaigen Verstößen n ich t auch m it 
gebührender Sorgfa lt und Eile e rm itte lt w e rd e /"
N atürlich kann eine au f Art. 6 ICERD gestü tzte  Be­
schwerde ebenso Erfolg haben, wenn das Opfer be­
hauptet, d irekt durch staatliche Organe und n ich t 
durch das Verhalten Privater rassistisch d iskrim in ie rt 
worden zu sein. Auch hier geht es dann um die Frage, 
ob im konkreten Fall e ffek tive r Rechtsschutz gegen­
über dieser rassistischen D iskrim inierung im Sinne von 
ICERD gew ährt wurde. Diesbezüglich wurde von CERD 
im H inblick au f Deutschland im S taatenberichtsverfah­
ren beispielsweise angem ahnt, dass polize iliche Über­
g riffe  gegen Ausländer n ich t im m er h in läng lich  aufge­
k lä rt und gerich tlich  ve rfo lg t w ü rd e n /“
Art. 6 ICERD ve rp flich te t die Vertragsstaaten, jeder 
Person w irksamen Schutz und w irksame Rechtsbe­
helfe durch die nationalen Gerichte und sonstige 
staatlichen Einrichtungen gegenüber Handlungen zu 
gewährle isten, die im W iderspruch zu ICERD stehen. 
Demnach kann eine Individualbeschwerde begründet 
sein, wenn die nationalen Behörden oder Gerichte
^  Siehe dazu genauer: Britz, Die Individualbeschwerde 
nach Art. 14 des Internationalen Übereinkommens 
zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminie­
rung, EuGRZ 2002, S. 390, unter Bezugnahme auf 
die Empfehlung in CERD, M itte ilung Nr. 11/1998 
vom 9.8.2001, UN-Doc. CERD/C/59/D/11/1998, Ziff.
11, die Gesetzgebung im Hinblick auf Art. 5 f) ICERD 
zu vervollständigen.
”  CERD, M itte ilung Nr. 4/1991 vom 16.3.1993, UN-Doc. 
CERD/C/42/D/4/1991, Ziff. 6.4 ff.
Siehe dazu 15. Staatenbericht Deutschlands, UN-Doc. 
CERD/C/338/Add. 14. In der deutschen Fassung, S. 28, 
http://www.bm j.de/m edia/archive/252.pdf [abgerufen 
am 20.8.2005].
18
Für Individualbeschwerden bedeutsame Inhalte des Übereinkommens
Ferner ve rp flich te t Art. 6 ICERD die Vertragsstaaten 
dazu, in der nationalen Rechtsordnung eine ange­
messene Entschädigung oder Genugtuung fü r  jeden 
vorzusehen, der durch rassistische D iskrim inierung 
einen Schaden erlitten  hat. CERD hat in diesem Zu­
sammenhang betont, dass o ft unterschätz t w ird, 
w ie w e it rassistische D iskrim inierungen und Beleidi­
gungen bei der betroffenen Person das Selbstw ertge­
füh l beeinträchtigen, und dass neben materiellen 
Schäden auch solche im m aterie llen Schäden zu 
kompensieren s in d /“
5 .4  Rüge der Verletzung sonstiger Pflich­
ten
Neben Verletzungen der Art. 5 oder Art. 6 ICERD 
können auch Verletzungen anderer Pflichten der 
Vertragsstaaten gerügt werden, etwa der Art. 2 -4  
ICERD. Der Schw erpunkt der Verfahren lieg t aber 
erfahrungsgemäß bei Art. 5 und insbesondere bei Art.
6 ICERD.
CERD, Allgemeine Empfehlung Nr. 26 vom 
24.3.2000 UN-Doc. CERD/A/55/18, Annex V. Siehe 
zu der insofern nur unzureichenden Rechtslage in 
Deutschland: Britz / Müller, Internationales Über­
einkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassen­
diskriminierung (ICERD) -  unter besonderer Berück­
sichtigung der General Recommendations, in: Die 
„General Comments" zu den VN-Menschen- 
rechtsverträgen. Deutsche Übersetzung und Kurz­
einführungen, Deutsches Institu t fü r Menschenrech­
te (Hrsg.), Baden-Baden 2005, S. 350 f.
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6 Zulässigkeitsvoraussetzungen der Individualbeschwerde
CERD p rü ft die Beschwerde nur dann in der Sache 
au f ihre Begründetheit, wenn die Zulässigkeitsvor­
aussetzungen e rfü llt sind. Die Voraussetzungen fü r 
die Zulässigkeit einer Individualbeschwerde ergeben 
sich aus A rt. 14 Abs. 7 a) ICERD in Verbindung m it 
den Art. 8 6 -9 3  VO-CERD.
6.1 V erantw ortlichkeit des Staates
Der/die Beschwerdeführende muss behaupten kön­
nen, Opfer einer Rechtsverletzung durch einen Ver­
tragsstaat geworden zu s e in / ' Der Vertragsstaat, 
gegen den die Beschwerde e ingere icht w ird, muss 
daher fü r  die behauptete Verletzung des Überein­
kommens durch ein Tun oder Unterlassen ve ran t­
w ortlich  sein.
Dem Staat is t grundsätzlich das Verhalten a lle r sei­
ner Organe zuzurechnen. Dazu zählen n ich t nur die 
Organe des Bundesstaates und der einzelnen Bun­
desländer, sondern alle Organe, die staatliche Gewalt 
ausüben, zum Beispiel auch Gemeinden.
Der S taat kann auch fü r das Verhalten Privater ver­
a n tw o rtlich  sein, wenn der S taat seiner V e rp flich ­
tung, e ffek tiv  vor rassistischen D iskrim inierungen 
durch Private zu schützen, n ich t wirksam nachge­
kommen ist. Dies kann insbesondere der Fall sein, 
wenn dem /der Betroffenen kein ausreichender 
Rechtsschutz gegen D iskrim inierung durch Private 
gew ährt wurde (siehe dazu oben: V., 3.). Eine Ind iv i­
dualbeschwerde kann hingegen n ich t gegen Private 
selbst ge rich te t werden, da nur Vertragsstaaten aus 
dem Übereinkommen zur Rechtsgewährleistung 
unm itte lba r ve rp flich te t werden.
Zum Ze itpunkt der angeblichen Verle tzung des Über­
einkommens muss der/die Beschwerdeführende der 
H oheitsgewalt des betreffenden Vertragsstaates 
unterstanden haben. Die Beschwerde kann auch 
durch eine Person e ingelegt werden, die sich m it t ­
lerweile im Ausland aufhält.
•' Art. 91 b) VO-CERD.
6.2 Sachlicher Geltungsbereich
Die angebliche Verletzung muss eine der Gewährleis­
tungen des Übereinkommens betreffen (sachlicher 
Geltungsbereich, ratione materiae). Der/die Beschwer­
deführende muss som it eine D iskrim inierung geltend 
machen, vor der er/sie durch das Übereinkommen 
ta tsäch lich  geschützt werden soll (siehe dazu genauer 
oben: V.). Die Beschwerde w ird  daher fü r  unzulässig 
erklärt, wenn der/die jew e ilige  Beschwerdeführende 
zwar eine D iskrim inierung geltend m acht, der vorge­
tragene Sachverhalt aber n ich t dem Schutzbereich des 
Übereinkommens un te rfä llt, zum Beispiel die D iskrim i­
nierung wegen eines anderen Merkmals als einer ras­
sistischen D iskrim inierung, w ie etwa einer Behinde­
rung.
6.3 Persönliche und direkte Betroffenheit
Der/die Beschwerdeführende muss behaupten, Opfer 
einer Rechtsverletzung durch den Vertragsstaat zu 
sein. Demnach muss eine Rechtsverletzung möglich 
erscheinen („prim a facie case o f v io la tion ") und der/die 
Beschwerdeführende muss von ih r selbst und u n m it­
te lbar betroffen sein. Dies bedeutet, dass er oder sie 
persönlich und d irekt durch Praxis, Tun oder Unterlas­
sen des jew e iligen  Vertragsstaates betroffen ist. Es 
genügt daher n icht, einfach ein Gesetz oder eine staa t­
liche Praxis allgemein anzugreifen, ohne darzulegen, in 
w elcher Weise er oder sie persönlich ein Opfer dieses 
Gesetzes oder der Praxis ist. Im Beschwerdeverfahren 
zu einer kommunalen slowakischen Resolution über 
Niederlassungsrechte von Roma hat der Ausschuss 
allerdings angenommen, dass die Belastung durch eine 
generelle Regelung ausreiche, obwohl es zu einer kon­
kreten Umsetzungsmaßnahme n ich t gekommen w a r / “
Vgl. CERD, M itte ilung Nr. 13/1998 vom 1.11.2000, 
UN-Doc. CERD/C/57/D/13/1998, Ziff. 6.5.
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6 .4  Beschwerde von Einzelpersonen oder 
Personengruppen
Beschwerden können n ich t nur von Einzelpersonen, 
sondern auch von Personengruppen e ingelegt w er­
den. Für die Zulässigkeit einer Beschwerde mehrerer 
Beschwerdeführenden ist erforderlich, dass alle Be­
schwerdeführenden einzeln benannt und ihre per­
sönlichen Daten angegeben werden. Dabei müssen 
die Einzelpersonen der Gruppe alle geltend machen, 
selbst und unm itte lba r von einer Rechtsverletzung 
durch den Vertragsstaat betroffen zu sein. Jede e in ­
zelne Person aus der Gruppe müsste auch alleine ein 
Verfahren anstrengen können. Die Beschwerde kann 
daher auch n ich t fü r  eine unbestim m te Anzahl von 
Personen e ingelegt werden.
6 .5  Vertretung und Beschwerde „im Na­
men des Opfers"
Es ist grundsätzlich möglich, sich bei einer Be­
schw erdevertre ten zu lassen.’ '” Dies kann etwa durch 
einen A nw alt, einen Familienangehörigen oder durch 
eine spezialisierte O rganisation (zum Beispiel M en­
schenrechtsorganisation) geschehen. Eine Vertre tung 
ist aber n ich t erforderlich. Es besteht kein „A nw a lts ­
zwang" vor dem Ausschuss. In der Regel w ird  die 
Q ua litä t der Anträge durch ju ris tische  Beratung 
allerdings verbessert. Sofern von der M ög lichke it der 
Vertre tung Gebrauch gem acht w ird, müssen die als 
V ertre te r auftre tenden Personen die ihnen vom an­
geblichen Opfer e ingeräum te H andlungsvollm acht 
nachweisen. Erforderlich is t also eine schriftliche  
Zustim m ung des Vertretenen. Im Falle einer Vertre ­
tung b le ib t dass m utm aßliche Opfer Beschwerdefüh­
rer/in.
In bestim m ten Ausnahm efällen p rü ft der Ausschuss 
auch Beschwerden, die „im  Namen des angeblichen 
Opfers" e ingere icht werden. Hier ist also keine 
sch riftliche  Zustim m ung des/der Vertretenen e rfo r­
derlich. Dies kann der Fall sein, wenn es den A n­
schein hat, dass das Opfer n ich t in der Lage ist, die 
Beschwerde selbst einzureichen. Dabei muss der/die 
Beschwerdeführende sein Tätigwerden im Namen des 
Opfers g laubha ft machen. Er/sie muss demnach 
besondere Umstände darlegen, die diese Vorgehens­
weise ge rech tfe rtig t erscheinen lassen. Wenn bei­
spielsweise Eltern im Namen kleiner Kinder oder 
Betreuer/innen im Namen von Personen Beschwer­
den erheben, die zu einer form alen Zustim m ung 
n ich t fäh ig  sind, besteht der Ausschuss n ich t au f 
einer form ellen V o llm acht fü r  die Erhebung einer 
Beschwerde im Namen einer anderen Person. In 
diesen Fällen sind das angebliche Opfer, also die
Person, fü r  die eine Verletzung des Übereinkommens 
geltend gem acht w ird, und der/die Beschwerdeführen­
de, also die Person, die die Beschwerde e inre icht, n ich t 
identisch.
6 .6  Zeitliche Voraussetzung: Handlungen, 
welche die Zeit nach dem 30 . August 
2001 betreffen
Die angebliche Verletzung muss s ta ttgefunden haben, 
nachdem der jew e ilige  Vertragsstaat die Erklärung 
über die Anerkennung der Zuständ igke it von CERD fü r 
Individualbeschwerden abgegeben hat (ze itlicher Gel­
tungsbereich, ra tione temporis). Individualbeschwerden 
gegen Deutschland können also grundsätzlich nur 
gegen Handlungen, die seit dem 30. August 2001 
sta ttgefunden haben, erhoben werden.
Der Ausschuss kann aber ausnahmsweise auch Be­
schwerden prüfen, nach denen sich die behauptete 
Verle tzung des Übereinkommens vor dem 30. August 
2001 zugetragen hat. Dies kom m t in Betracht, wenn 
die behauptete Verletzung andauert oder andauernde 
W irkungen bestehen, die in sich selbst eine Verletzung 
des Übereinkommens begründen. Zu den andauernden 
Verletzungen sind beispielsweise Fälle zu zählen, in 
denen ein Gesetz, dass m it den Bestimmungen von 
ICERD n ich t vereinbar ist, vo r dem 30. August 2001 
erlassen wurde, aber nach diesem Ze itpunkt w eite rh in  
angewandt w ird. Oder eine diskrim inierende behörd li­
che Entscheidung vor dem 30. August 2001 w ird durch 
ein späteres G erichtsurte il bestätig t.
6.7 Erschöpfung des innerstaatlichen  
Rechtsweges
Des W eiteren muss der innerstaatliche Rechtsweg 
ausgeschöpft s e in /“  Dies ist ein wesentliches Prinzip 
fü r  die Zulässigkeit einer Beschwerde. Dies bedeutet, 
dass alle verfügbaren Rechtsbehelfe im eigenen S taat 
erschöpft sein müssen, bevor dem Ausschuss eine 
Beschwerde vorge legt werden kann. Hierzu ist in der 
Regel erforderlich, dass die Beschwerde alle möglichen 
innerstaatlichen Instanzen und Rechtswege durch lau­
fen haben muss. Dazu gehört in Deutschland grund­
sätzlich auch die A nrufung des Bundesverfassungsge­
richts. Die Versäumung von Fristen innerstaatlicher 
Rechtsbehelfe geht zulasten des/der Beschwerdefüh­
renden.
Die Beschwerde sollte  daher alle Schritte  aufführen, 
die unternom m en wurden, um alle innerstaatlich  zur 
Verfügung stehenden Rechtsbehelfe auszuschöpfen, 
das he iß t bei den Behörden und Gerichten. Dabei so ll­
Art. 91 b) VO-CERD. -  Art. 14 Abs. 7 a) ICERD i. V. m. Art. 91 e) VO-CERD.
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ten die Daten und Ergebnisse der Verfahren aufge­
fü h rt werden.
Unter welchen Voraussetzungen CERD den inner­
staatlichen Rechtsweg als ausgeschöpft betrachtet, 
lässt sich nach dessen Spruchpraxis n ich t abschlie­
ßend ausmachenJI, insbesondere n ich t h insichtlich  
der Frage, ob das Bundesverfassungsgericht angeru­
fen werden muss. So g ib t es auch Ausnahmen vom 
Erfordernis der Rechtswegerschöpfung. Wenn die 
Anwendung innerstaa tlicher Rechtsbehelfe über 
Gebühr in die Länge gezogen w ird  oder aufgrund der 
Umstände des Einzelfalles n ich t e ffek tiv  w äreJ", ist 
die Ausschöpfung des innerstaatlichen Rechtswegs 
n ich t nötig. Gleiches g ilt, fa lls  ein innerstaatlicher 
Rechtsweg aus anderen Gründen gar n ich t zugäng­
lich ist, wenn zum Beispiel Rechtshilfe in einer S tra f­
sache verw eigert w ird. M itu n te r hä lt CERD die Er­
schöpfung z iv ilrech tliche r oder sonstiger Rechtsbe­
helfe fü r  entbehrlich, wenn au f die behauptete 
Rechtsverletzung ohnehin nur m it den M itte ln  des 
Strafrechts angemessen reagiert werden könne. 
Grundsätzlich w ird  an diese Ausnahmen jedoch ein 
hoher Maßstab angelegt. Komm t eine solche Aus­
nahme von der Regel in Betracht, sollten in der Be­
schwerde genaue Gründe dafü r angegeben werden. 
H ält man eine Ausnahme vom Prinzip der Rechts­
wegerschöpfung fü r  gegeben, kann es dennoch an­
geraten sein, den innerstaatlichen Rechtsweg zum in­
dest parallel zu der Beschwerde beim CERD zu ver­
fo lgen, um innerstaatlich keine Fristen zu versäumen. 
W eist der Ausschuss dann die Beschwerde wegen 
fehlender Ausschöpfung der innerstaatlichen Rechts­
behelfe als unzulässig ab, kann die Sache nach 
Durchlaufen des deutschen Rechtsweges erneut dem 
Ausschuss vorgelegt werden.
6 .8  Zu beachtende Frist für die Beschwerde
Die Beschwerde muss in der Regel innerhalb einer 
Frist von sechs M onaten nach Erschöpfung des in ­
nerstaatlichen Rechtsweges e ingereicht w e rd e n /"  In
Jl Siehe dazu genauer Britz, Die Individualbeschwerde 
nach Art. 14 des Internationalen Übereinkommens 
zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminie­
rung, EuGRZ 2002, S. 387.
■“  Siehe dazu CERD, M itte ilung Nr. 13/1998 vom
1.11.2000, UN-Doc. CERD/C/57/D/13/1998, Ziff. 6.4, 
CERD, M itte ilung Nr. 11/1998 vom 9.8.2001, UN­
Doc. CERD/C/59/D/11/1998, Ziff. 6.2.
"  Vgl. CERD, M itte ilung Nr. 11/1998 vom 9.8.2001, 
UN-Doc. CERD/C/59/D/11/1998, Ziff. 6.3, CERD, 
M itte ilung Nr. 10/1997 vom 6.4.1999, UN-Doc. 
CERD/C/54/D/10/1997, Ziff.6.1, CERD, M itte ilung Nr. 
32/2003 vom 10.3.2005, UN-Doc. CERD/ 
C/66/D/32/2003, Ziff.6.2.
-  Art. 91 f) VO-CERD.
Fällen „gebührend nachgewiesener außergewöhnlicher 
Umstände" kann eine Einreichung jedoch auch noch 
später erfolgen.
6.9  Kein Missbrauch des Rechts a u f Einle­
gung einer Beschwerde
Die Beschwerde da rf sich n ich t als M issbrauch des Art. 
14 ICERD beziehungsweise als aus sonstigen Gründen 
unvereinbar m it den Bestimmungen von ICERD darste l­
le n / '' M issbräuchlich beziehungsweise unvereinbar m it 
ICERD ist sie, wenn das Beschwerdeverfahren unange­
messen beansprucht w ird , indem der/die Beschwerde­
führende zum Beispiel w iede rho lt Beschwerden zum 
selben Thema vorlegt, obwohl diese bereits zurückge­
wiesen wurde, wenn der/die Beschwerdeführende 
durch eigenes Verhalten verh indert, dass seine/ihre 
Rechtsbeeinträchtigung ausgeräum t w ird, oder wenn 
Unmögliches begehrt w ird.
6 .1 0  Keine Prüfung derselben Sache durch 
ein anderes internationales  
Untersuchungs- oder Streitschlich­
tungsverfahren
Sofern sich eine Beschwerde gegen Akte deutscher 
H oheitsgewalt rich te t, da rf sie n ich t bereits einem 
anderen in ternationa len Untersuchungs- oder Schlich­
tungsorgan (zum Beispiel dem Europäischen Gerichts­
ho f fü r  Menschenrechte) zur Prüfung vorgelegt worden 
sein. Dies e rg ib t sich n ich t unm itte lba r aus ICERD 
selbst, sondern fo lg t daraus, dass Deutschland die 
Zuständ igke it von CERD fü r Individualbeschwerden nur 
unter einem entsprechenden Vorbehalt anerkannt 
h a t /u Ist die Beschwerde von einem anderen Organ 
jedoch als unzulässig abgewiesen worden (also n ich t in 
der Sache entschieden worden), ist anschließend eine 
Vorlage bei CERD m öglich.
6.11 Erneute Vorlage einer zuvor abgewie­
senen Beschwerde
W ird eine Individualbeschwerde wegen N ich terfü llung  
einer der Zulässigkeitsvoraussetzungen als unzulässig 
abgewiesen, kann CERD erneut m it ih r befasst werden, 
wenn sich die Umstände, au f denen die Abweisung 
beruhte, geändert haben. So kann zum Beispiel eine 
Individualbeschwerde nach e rfo lg te r Erschöpfung des 
innerstaatlichen Rechtswegs erneut erhoben werden.
Art. 91 c), d) VO-CERD.
Der Vorbehalt im W ortlaut findet sich unter 
http://www.unhchr.ch/tbs/doc.nsf.statusfrset4openFra 
meSet [abgerufen am 20.8.2005].
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7 Rechtswirkungen der Entscheidung 
in der Sache („Stellungnahme")
H ält CERD eine Individualbeschwerde fü r  zulässig 
und begründet, ü b e rm itte lt er dem betreffenden 
Vertragsstaat sowie dem /der Beschwerdeführer/in 
gemäß Art. 14 Abs. 7 b) ICERD eine Stellungnahm e. 
Diese e n th ä lt Vorschläge und Empfehlungen. Die 
Empfehlungen beziehen sich grundsätzlich au f den 
jew e iligen  Einzelfall. Empfohlen werden zum Beispiel 
finanz ie lle  Zuwendungen, die dem erlittenen m ora li­
schen Schaden entsprechen, oder anderw eitige Für­
sorgemaßnahmen. Der Ausschuss nahm etwa im 
Falle einer diskrim inierenden Kündigung an, dass der 
Vertragsstaat die W iederbeschäftigung sicherstellen 
und no tfa lls  einen Ersatzarbeitsplatz beschaffen 
m üsse /' M itu n te r n im m t CERD Individualbeschwer­
den aber auch zum Anlass, struktu re lle  Maßnahmen 
po litischer Natur, die über den konkreten Einzelfall 
hinausgehen, zu empfehlen. Dies geschieht zum Teil 
selbst dann, wenn CERD im Ergebnis gar keinen 
Verstoß gegen das Übereinkommen feststellen konn­
t e / “
Nach überw iegender Auffassung kom m t den Vor­
schlägen und Empfehlungen von CERD zwar keine 
unm itte lbare  völkerrechtliche V erb ind lichke it zu, w ie 
dies etwa bei Urteilen des Europäischen Gerichtshofs 
fü r  M enschenrechte (EGMR) aufgrund der Europäi­
schen M enschenrechtskonvention (EMRK) der Fall ist. 
Die Feststellung, dass eine Verletzung des Überein­
kommens vorlieg t, hat aber n ich t nur moralische 
Bedeutung. Aufgrund der politischen A u to r itä t des 
Ausschusses und dessen Status als universelles Ver­
tragsorgan besitzen die S te llungnahm en von CERD 
auch norm ative und in s titu tio n e lle  Leg itim itä t. Dar­
aus erg ib t sich die berechtig te Erwartung, dass der
Verle tzerstaat der Entscheidung des Ausschusses fo lge 
leistet. Praktisch ko n tro llie rt CERD die Befolgung sei­
ner Empfehlungen auch im Rahmen der S taatenberich­
te, in denen die Vertragsstaaten darlegen, ob und 
inw iefern sie den Ausschussempfehlungen nachge­
kommen sind.
Wie Deutschland den Stellungnahm en von CERD Folge 
und einer festgeste llte  Vertragsverletzung im Einzelfall 
A bh ilfe  leisten w ird, b le ib t abzuwarten. Bisher wurde 
noch keine Vertragsverletzung durch Deutschland 
festgeste llt. Grundsätzlich da rf man aber erwarten, 
dass Deutschland die Stellungnahm en des Ausschusses 
sorgfä ltig  p rü ft, dem Opfer der Verletzung Abhilfe  
le istet und, fa lls  erforderlich, Gesetze in Einklang m it 
den Bestimmungen des Übereinkommens bringt. Eine 
solche Erwartungshaltung lässt sich unte r anderem 
dam it begründen, dass sich Deutschland erst in jüngs­
te r Zeit der Individualbeschwerde unterw orfen hat.
■" Vgl. CERD, M itte ilung Nr. 1/1984 vom 29.9.1988, 
UN-Doc. CERD/C/36/D/1 /1984, Ziff. 10.
Vgl. CERD, M itte ilung Nr. 3/1991 vom 15.3.1994, 
UN-Doc. CERD/C/44/D/3/1991, CERD, M itte ilung Nr. 
6/1995 vom 25.1.2000, UN-Doc. CERD/C/55/ 
D/6/1995 und CERD, M itte ilung Nr. 8/1996 vom 
10.5.1999, UN-Doc. CERD/C/54/D/8/1996.
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8 Wahl zwischen verschiedenen Beschwerdeverfahren 
auf internationaler und europäischer Ebene
Bevor eine Beschwerde nach Art. 14 ICERD eingelegt 
w ird, sollte man die verschiedenen regionalen und 
universellen Beschwerdeverfahren vergleichen, um 
festzustellen, welches im konkreten Einzelfall über­
haupt einschlägig ist und welches den e ffektivsten 
Rechtsschutz b ietet. Von anderen in Betracht kom ­
menden Beschwerdem öglichkeiten gegen Deutsch­
land werden im Folgenden nur die w ich tigsten  Ver­
fahren angesprochen, die möglicherweise als A lte r­
native in Betracht kommen.
A u f universeller Ebene sind h ier zu nennen das Ind i­
v idualbeschwerdeverfahren nach dem Fakultativpro­
toko ll zum Z iv ilpakt (IPbpR)“ '” und das nach dem 
Faku lta tivpro toko ll zum Übereinkommen zur Beseiti­
gung jeder Form von D iskrim inierung der Frau (CE­
DAW)“ “  A u f europäischer Ebene ist die EMRK m it der 
Beschwerdem öglichkeit vor dem EGMR hervorzuhe­
b e n / '
Die W ah lm ög lichke it r ich te t sich zunächst nach dem 
als ve rle tz t angesehenen Recht, dass in dem je w e ili­
gen Übereinkommen enthalten sein muss. Nach 
ICERD kom m t eine Beschwerde bei D iskrim inierungen 
aufgrund der „Rasse", der Hautfarbe, der Abstam -
"  Siehe dazu genauer: Schäfer, Die Individualbe­
schwerde nach dem Fakultativprotokoll zum Ziv il­
pakt, Ein Handbuch fü r die Praxis, Deutsches Insti­
tu t fü r Menschenrechte (Hrsg.) in Kooperation m it: 
MenschenRechtsZentrum der Universität Potsdam, 
Berlin 2004.
w CEDAW ist fü r die Bundesrepublik Deutschland am 
9.8.1985 in Kraft getreten, das Fakultativprotokoll 
am 15.4.2002. Siehe zu dem Verfahren: Bayefsky, 
How to Complain to the UN Human Rights Treaty 
System, New York 2002, S. 128 ff.
ul Siehe „M erkblatt fü r Personen, die sich an den 
EGMR wenden wollen", http://www.echr.coe.int/ 
ECHR/EN/Header/Applicants/Information+for+ ap- 
plicants/Notes+for+the+guidance+of+persons+ 
wishing+to+apply+to+the+ECHR/ [abgerufen am 
21.8.2005].
mung oder der nationalen oder ethnischen H erkunft in 
Betracht, nach CEDAW bei D iskrim inierungen aufgrund 
des Geschlechts. Im Falle einer m ehrdimensionalen 
D iskrim inierung, etwa aufgrund der ethnischen Her­
kun ft w ie auch des Geschlechts, besteht die Wahl 
zwischen einer Beschwerde nach CERD oder CEDAW.
Der von ICERD erfasste Bereich verbotener D iskrim in ie­
rung w ird auch durch Bestimmungen des IPbpR ange­
sprochen und te ilw e ise g e d e c k te  Gleiches g ilt  fü r  das 
Verhältn is von ICERD zur EM R K/“
Für eine Entscheidung, welche Beschwerdem öglichkeit 
man w äh lt, ist zu berücksichtigen, ob Deutschland 
Vorbehalte angebracht hat, m it denen es die Anw end­
barkeit eines bestim m ten Rechts eingeschränkt haben 
könnte, sowie die Rechtsprechung der jew e iligen  Ver­
tragsorgane. So hat Deutschland einen Vorbehalt zum 
Faku lta tivpro toko ll des IPbpR angebracht, nach der 
eine allein au f Art. 26 IPbpR gestü tzte  Individualbe­
schwerde ausgeschlossen is t / ’  Art. 26 IPbpR e n thä lt 
einen nicht-akzessorischen G leichheitsgrundsatz: 
demnach sind D iskrim inierungen grundsätzlich verbo­
ten, unte r anderem auch nach solchen Merkmalen wie 
es ICERD vorsieht. Das D iskrim inierungsverbot is t n ich t 
akzessorisch, das he iß t es kom m t n ich t darauf an, dass 
bei der jew e iligen  D iskrim inierung auch der Schutzbe­
reich eines anderen Rechtes des IPbpR betroffen ist. 
Aufgrund des Vorbehalts sind Individualbeschwerden 
wegen D iskrim inierung gegen Deutschland dagegen 
nur zulässig, wenn sich die D iskrim inierung im Schutz­
bereich eines der anderen Paktrechte zugetragen hat.
Kommt eine Verle tzung nach ICERD w ie auch dem 
IPbpR in Betracht, ist dem Verfahren nach Art. 14
“  Siehe insbesondere Art. 2, Art. 20 Abs. 2, Art. 26 
IPbpR.
Siehe Art. 14 EMRK.
Siehe zu diesem Vorbehalt, inklusive seiner Wiederga­
be: Schäfer, Die Individualbeschwerde nach dem Fa­
kultativprotokoll zum Zivilpakt, Ein Handbuch fü r die 
Praxis, S. 88 f.
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CERD gegenüber dem Faku lta tivpro toko ll zum IPbpR 
in der Regel der Vorzug zu geben. Dies e rg ib t sich 
insbesondere aus dem erwähnten deutschen Vorbe­
ha lt zum Fakulta tivpro toko ll sowie der Tatsache, dass 
ICERD im Bereich der D iskrim inierung te ilw e ise de­
ta illie rte re  Bestimmungen en thä lt. Zudem ist die 
Verfahrensdauer bei CERD grundsätzlich kürzer. Denn 
bei Verfahren nach dem Faku lta tivpro toko ll des 
IPbpR ist gegenwärtig dam it zu rechnen, dass es sich 
über mehrere Jahre h inzieht. Eine Beschwerde nach 
dem Faku lta tivpro toko ll zum IPbpR kom m t dann in 
Betracht, wenn die Sechsm onatsfrist von ICERD 
(siehe dazu oben: VI., 8), die auch im Rahmen der 
Beschwerde nach der EMRK g ilt, abgelaufen ist.
Sofern ein bestim m ter Sachverhalt sowohl in den 
Schutzbereich der EMRK als auch von ICERD fä llt ,  ist 
Folgendes abzuwägen: Einerseits besitzen die Urteile 
des EGMR eine stärkere B indungskraft als die Ste l­
lungnahmen von CERD. Des W eiteren ist zu berück­
sichtigen, dass die Verfahrensordnung des EGMR 
unter gewissen Voraussetzungen eine Verfahrenshilfe  
(„Prozesskostenhilfe") vorsieht.UJ Andererseits is t vor 
CERD m it einer deutlich kürzeren Verfahrensdauer zu 
rechnen, da der EGMR im Gegensatz zu CERD einen 
großen Rückstau an Fällen hat. Vor dem EGMR sollte 
man von einer Verfahrensdauer von v ier bis acht 
Jahren ausgehen. Zudem sind gegen Deutschland 
ähnlich w ie beim IPbR Beschwerden wegen D iskrim i­
nierung nur zulässig, sow e it sie sich im Schutzbe­
reich eines der übrigen in der EMRK gewährle isteten 
Rechte zugetragen haben. Das lieg t daran, dass 
Deutschland das 12. Zusatzprotokoll zur EMRK, das 
ein nicht-akzessorisches D iskrim inierungsverbot 
en thä lt, noch n ich t ra tifiz ie rt hat. Zudem ze ig t sich 
der EGMR in seiner Rechtsprechung zum D iskrim inie­
rungsverbot bislang eher zu rü ckha ltend ” ”
Neben der Individualbeschwerde b le ib t fü r  N ich tre ­
gierungsorganisationen die M öglichke it, au f s tru k tu ­
relle Defizite in A lte rna tivbe rich ten  hinzuweisen als 
auch au f einzelne Fälle rassistischer D iskrim inierung. 
A lte rna tivbe rich te  haben gegenüber der Ind iv idua l­
beschwerde den V o rte il, dass das Erfordernis der 
innerstaatlichen Rechtswegerschöpfung h ier keine 
Rolle spielt.
Siehe Art. 91 ff. EGMR-VerfO.
uu Vgl. die Analyse der EGMR-Rechtsprechung in de 
Schutter, Das Diskriminierungsverbot nach dem Eu­
ropäischen Menschenrechtsgesetz, S. 13 ff.
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9 Fazit und Ausblick
Welche Bedeutung das Individualbeschwerdeverfah­
ren in Deutschland in Z ukun ft en tfa lten  w ird , ist von 
verschiedenen Faktoren abhängig. Voraussetzung ist 
zunächst, dass das Verfahren und seine Bedeutung 
stärker bekannt w e rd e n /' Diesbezüglich kom m t 
insbesondere NGOs eine entscheidende Rolle zu. 
Auch A nw älte  und A nw ältinnen müssen au f das 
Verfahren aufmerksam werden und die dam it ver­
bundenen Chancen nutzen. So hat die Zahl der Ind i­
vidualbeschwerden seit einigen Jahren zugenommen, 
vor allem m it Fällen aus Skandinavien, wo sich A n­
w älte /innen au f das Verfahren spezialisiert haben. In 
Osteuropa sind insbesondere Roma-Organisationen 
au f CERD als Kontrollorgan aufmerksam geworden.
Was die Erfolgsaussichten von Beschwerden gegen 
Deutschland b e tr ifft, ergeben sich aus dem bisheri­
gen Fehlen umfassenden gesetzlichen Schutzes ge­
gen D iskrim inierung und aus den Lücken im w irksa­
men Rechtsschutz M öglichke iten, die den Erfolg 
einer Beschwerde im Einzelfall begründen kann. Aus 
der bisherigen Beschwerdepraxis w ird deutlich , dass 
die P flich t zur Rechtsschutzgewährung (Art. 6 ICERD) 
fü r  die Individualbeschwerdeverfahren von zentra ler 
Bedeutung ist. Dabei is t eine Rüge vor allem deshalb 
grundsätzlich erfolgversprechend, w eil es CERD 
le ich ter fä llt ,  eine unzureichende Rechtschutzgewäh­
rung durch Behörden und Gerichte im Einzelfall 
festzustellen, als den gesetzlichen Schutz eines Ver­
tragsstaates fü r  unzureichend zu erklären.
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Vgl. CERD, Allgemeine Empfehlung Nr. 28 vom 
19.3.2003, UN-Doc. CERD/A/57/18, Ziff. 1 lit. e).
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Anhang 1 : Musterformular für eine Beschwerde 
(Model Complaint Form)
CERD
c/o Petitions Unit
O ffice o f the  High Commissioner fo r Human Rights 
United Nations O ffice a t Geneva 
CH-1211 Geneva 10, Sw itzerland
subm itted fo r consideration under the  In terna tiona l Convention on the  E lim ination o f Racial D iscrim ination (einge­
re ich t z u r Prüfung nach dem In te rna tiona len  Übereinkommen z u r Beseitigung je d e r Form von Rassendiskrim inierung).
Date (Datum): .............^
I. In fo rm a tio n  on the  co m p la inan t (In fo rm ationen über den/die Beschwerdeführer/in):
Address fo r  correspondence on th is  com pla in t (Korrespondenzanschriftzu dieser Beschwerde):
u“ Insbesondere in dringenden Fällen kann auch ein Telefax gesendet werden an: 0041 22 9179022. Es besteht auch die 
Möglichkeit, m it dem Sekretariat in elektronischer Form Kontakt aufzunehmen. Beschwerden müssen jedoch unter­
schrieben eingereicht werden, so dass eine E-Mail hierzu nicht ausreicht. Die E-Mail-Adresse lautet: tb - 
petitions@ ohchr.org.
w Die Punkte zeigen die Stellen an, welche m it Ihren Ausführungen zu versehen sind. Bitte nehmen Sie soviel Platz in 
Anspruch und fügen Sie so viele Seiten an, wie Sie fü r Ihre Antworten benötigen.
M o del  Co m p l a in t  Fo r m
Com m unication to  (M itte ilu n g  a n f “ :
Name (N a m e ):.............
N a tio na lity  (S taatsangehörigkeit):
First name(s) (Vorname(n)): 
Date and place o f b irth  (G eburtsdatum  und -o rt):
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S u bm itting  the  com m unication (Die Beschwerde w ird  eingereicht))
on the  author's own behalf (im eigenen N a m e n ):.............
on behalf o f another person (im  Namen eineranderen Person) : .............
[ I f  the  com pla in t is being subm itted on behalf o f another person (Falls die Beschwerde im Namen e iner an­
deren Person e ingere ich t w ird)']
Please provide the  fo llow ing  personal details o f th a t o the r person (Geben Sie b itte  folgende persönliche Angaben  
über diese andere Person an):
Name (N a m e ):............. First name(s) (Vornam e(n)):.............
N a tio na lity  (S taa tsangehörigke it):............. Date and place o f b irth  (G eburtsdatum  und - o r t ) : .............
Address or curren t whereabouts (A nschrift oder derze itiger A u fe n th a lts o rt) : .............
If you are acting w ith  the  knowledge and consent o f th a t person, please provide th a t person's authoriza tion  fo r you 
to  bring th is  com pla in t (W enn Sie m it  Wissen und Zustim m ung dieser Person handeln, fügen Sie b itte  Ihre Bevoll­
m äch tigung  durch diese Person fü r  die Beschwerdeeinreichung b e i) : .............
Or (Oder)
If you are no t so authorized, please explain the  nature o f your re lationship w ith  th a t person (Wenn Sie n ic h t be­
vo llm ä ch tig t sind, schildern Sie b itte  die A r t  Ihres Verhältnisses zu dieser Person):.............and deta il w hy you consi­
der it  appropria te to  bring th is  com pla in t on his or her behalf (und beschreiben Sie im Einzelnen, weshalb Sie es fü r  
erforderlich  halten, diese Beschwerde in deren Namen e inzu re ichen):.............
II. S ta te concerned/A rtic les v io la ted  (be tro ffene rS taa t/ve rle tz te  A rtike l)
Name o f the  State th a t has made the  relevant declaration (Name des Staates, der die Erklärung nach A rt. 14 ICERD 
abgegeben h a t : .............
A rtic les o f the  Convention alleged to  have been v io la ted (A rtike l des Übereinkommens, die als ve rle tz t g e rü g t wer­
den): ............
III. Exhaustion o f  dom estic rem ed ies /A pp lica tion  to  o th e r in te rn a tio n a l procedures (Erschöpfung des inners taa t­
lichen Rechtsweges/Inanspruchnahme anderer in te rn a tio n a le r Verfahren)
Steps taken by or on behalf o f the  alleged v ic tim  to  obta in redress w ith in  the  State concerned fo r the  alleged v io la ­
tion  -  deta il which procedures have been pursued, including recourse to  the  courts and o ther public authorities, 
which claims you have made, a t which tim es, and w ith  which outcomes (Welche S chritte  wurden von dem oder im  
Namen des m utm aß lichen Opfers unternom m en, um A b h ilfe  fü r  die behauptete Verletzung in dem betro ffenen S taa­
tes zu erlangen -  Geben Sie im Einzelnen an, welche Verfahren (Rechtsbehelfe) ve rfo lg t wurden, e inschließ lich die
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Inanspruchnahm e der Gerichte und anderer ö ffe n tlich e r S tellen, welche Beschwerden (Rechtsverletzungen geltend) 
gem ach t wurden, wann und m it  welchem Ergebnis) : .............
If you have no t exhausted these remedies on the  basis th a t th e ir  application would be unduly prolonged, 
th a t they would no t be effective , th a t they are no t available to  you, or fo r any o the r reason, please explain 
your reasons in detail (Wenn Sie diese Rechtsbehelfe n ic h t erschöpft haben, w eil sie unangemessen lange 
dauern oder n ich t wirksam sein würden, Ihnen n ich t z u r Verfügung stehen oder aus irgend einem anderen 
Grund, legen Sie b itte  Ihre Gründe im Einzelnen dar) : .............
Have you subm itted the  same m a tte r fo r exam ination under another procedure o f in te rna tiona l investigation or 
se ttlem ent (e.g. the  Inter-Am erican Commission on Human Rights, the  European Court o f Human Rights, or the 
African Commission on Human and Peoples' Rights) (Haben Sie dieselbe Sache einem anderen in te rna tiona len  Un- 
tersuchungs- oder S tre itregelungsverfahren z u r Prüfung vorge legt (z.B. der In teram erikanischen M enschenrechts­
kommission, dem Europäischen G erich tsho f fü r  M enschenrechte oder der A frikan ischen Kommission fü r  die Rechte 
des Menschen und der Vö lker))? ............
If so, deta il which procedure(s) have been, or are being, pursued, which claims you have made, a t which 
tim es, and w ith  which outcomes (Wenn dem so ist, geben Sie im Einzelnen an, welche(s) Verfahren ve rfo lg t 
wurde(n) oder w ird  (werden), welche Rechtsverletzungen ge ltend  g em ach t wurden, wann und m it  welchem  
Ergebnis) : .............
IV. Facts o f  the  co m p la in t (Zugrundeliegender Sachverhalt der Beschwerde)
Detail, in chronological order, the  facts and circumstances o f the  alleged vio la tions. Include all m atters which may 
be relevant to  the  assessment and consideration o f your pa rticu la r case. Please explain how you consider th a t the 
facts and circumstances described v io la te  your rights (Stellen Sie die Tatsachen und Umstände der behaupteten  
Verletzung(en) in chronologischer Reihenfolge ausführlich  dar. Führen Sie alles auf, was fü r  die Bewertung und Prü­
fung  Ihres E inzelfalles von Bedeutung sein könnte. B itte  erläutern  Sie, weshalb Sie die geschilderten Tatsachen und  
Umstände als eine Verletzung Ih re r Rechte b e trach ten ):.............
Au thor's  signature (U n te rsch rift des/der Be schw erde führer/in ):.............
V. C hecklis t o f  su p po rting  docum en ta tion  (copies, n o t o rig ina ls , to  be enclosed w ith  y o u r co m p la in t) (P rüfliste  
un terstü tzender Unterlagen (b itte  keine Originale, sondern Kopien beifügen):
•  W ritten  authoriza tion  to  act ( if you are bringing the  com pla in t on behalf o f another person and are no t o the r­
wise ju s tify in g  the  absence o f specific au thoriza tion) (S chriftliche  Vo llm acht (fa lls  Sie die Beschwerde im Na­
men e iner anderen Person einlegen und n ich t anderw e itig  das Fehlen ausdrücklicher Bevollm ächtigung rech tfe r­
tigen)): .............
•  Decisions o f dom estic courts and au tho rities  on your claim  (a copy o f the  relevant national legislation is also 
helpfu l) (Entscheidungen na tiona le r Gerichte und anderer ö ffe n tlich e r S te llen über Ihre Beschwerde (eine Kopie 
der re levanten na tiona len Rechtsvorschriften is t ebenfalls h ilfre ich ) : .............
•  Com pla ints to  and decisions by any o ther procedure o f in te rna tiona l investigation or se ttlem en t (Beschwerden 
zu anderen in te rna tiona len  Untersuchungs- oder Stre itregelungsverfahren und deren E n tsche idungen):.............
•  Any docum entation or o ther corroborating evidence you possess th a t substantiates your description in Part IV 
o f the  facts o f your claim  and/or your argum ent th a t the  facts described am ount to  a v io la tion  o f your rights 
(Jegliche D okum entation oder andere in Ihrem Besitz befind lichen Beweise, die Ihre oben u n te r IV  gem achte
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Sachverhaltsschilderung Ih re r Behauptung und/oder Ihre A rgum en ta tion  s tü tzten, dass der beschriebene Sach­
ve rha lt eine Verletzung Ih rer Rechte d a rs te llt) : .............
I f you do no t enclose th is  in fo rm ation  and it  needs to  be sought specifica lly from  you, or i f  accompanying docu­
m entation is no t provided in the  working languages o f the  Secretariat, the  consideration o f your com pla in t may be 
delayed (Wenn Sie diese In fo rm ationen n ic h t beifügen und diese besonders von Ihnen angefordert werden müssen, 
oder fa lls  die beigefügten Unterlagen n ic h t in e iner der Arbeitssprachen des Sekretariats e ingere icht werden, kann es 
zu e iner Verzögerung der Prüfung Ih re r Beschwerde kommen).
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Anhang 2: Verfahrensordnung des Ausschusses zur 
Beseitigung der Rassendiskriminierung (Auszug)
X V III. VERFAHREN ZUR PRÜFUNG DER M ITTEILUNG EN VON EINZELPERSONEN ODER PERSONENGRUP­
PEN NACH AR TIKEL 14 DES ÜBEREINKOMMENS
A . A llg e m e in e  B e s tim m u n g e n
Z u s tä n d ig k e it  de s  Ausschusses 
A rt ik e l  80
1. D e r A u sschuß  is t  n u r  d a n n  b e fu g t ,  M it te i lu n g e n  e n tg e g e n z u n e h m e n  u n d  zu  p rü fe n  u n d  d ie  in  A r t i ­
k e l 14 d es  Ü b e re in k o m m e n s  v o rg e s e h e n e n  A u fg a b e n  w a h rz u n e h m e n , w e n n  s ich  m in d e s te n s  ze h n  
V e r tra g s s ta a te n  d u rc h  E rk lä ru n g e n  g e b u n d e n  h a b e n , in  d e n e n  s ie  d ie  Z u s tä n d ig k e it  de s  Ausschusses 
n a ch  A r t ik e l  14 A b s a tz  1 a n e rk e n n e n .
2 . D e r G e n e ra ls e k re tä r  ü b e r m i t t e l t  d e n  a n d e re n  V e r tra g s s ta a te n  A b s c h r if te n  d e r  v o n  d e n  V e r tra g s ­
s ta a te n  b e i ih m  h in te r le g te n  E rk lä ru n g e n , in  d e n e n  d ie s e  d ie  Z u s tä n d ig k e it  des  Ausschusses a n e r ­
k e n n e n .
3 . D ie  Z u rü c k n a h m e  e in e r  n a ch  A r t ik e l  14 des Ü b e re in k o m m e n s  a b g e g e b e n e n  E rk lä ru n g  b e rü h r t  
n ic h t  d ie  P rü fu n g  d e r  d e m  A u sschuß  b e re its  v o r l ie g e n d e n  M it te i lu n g e n .
4 . D e r G e n e ra ls e k re tä r  g ib t  d e n  a n d e re n  V e r tra g s s ta a te n  g e m ä ß  A r t ik e l  14 A b s a tz  3 des Ü b e re in ­
k o m m e n s  d e n  N a m e n , d ie  Z u s a m m e n s e tz u n g  u n d  d ie  A u fg a b e n  je d e r  v o n  e in e m  V e r tra g s s ta a t  e r ­
r ic h te te n  o d e r  b e z e ic h n e te n  n a t io n a le n  S te lle  b e k a n n t.
N a t io n a le  S te lle n  
A rt ik e l  81
D e r G e n e ra ls e k re tä r  u n te r r ic h te t  d e n  A u sschuß  ü b e r  d e n  N a m e n , d ie  Z u s a m m e n s e tz u n g  u n d  d ie  
A u fg a b e n  je d e r  n a ch  A r t ik e l  14 A b s a tz  2 des Ü b e re in k o m m e n s  e r r ic h te te n  o d e r  b e z e ic h n e te n  n a t io ­
n a le n  S te lle ,  d ie  z u s tä n d ig  is t  f ü r  d ie  E n tg e g e n n a h m e  u n d  E rö r te ru n g  d e r  P e t it io n e n  v o n  E in z e lp e r ­
so n e n  o d e r  P e rs o n e n g ru p p e n , d ie  g e lte n d  m a c h e n , O p fe r  e in e r  V e r le tz u n g  e in e s  in  d e m  Ü b e re in ­
k o m m e n  n ie d e rg e le g te n  R e ch ts  zu  se in .
B e g la u b ig te  A b s c h r if te n  d e r  P e t it io n s re g is te r  
A rt ik e l  82
1. D e r G e n e ra ls e k re tä r  u n te r r ic h te t  d e n  A u sschuß  ü b e r  d e n  In h a lt  a l le r  b e g la u b ig te n  A b s c h r if te n  d e r  
P e t it io n s re g is te r ,  d ie  b e i ih m  n a ch  A r t ik e l  14 A b s a tz  4  des Ü b e re in k o m m e n s  h in te r le g t  w e rd e n .
2 . D e r G e n e ra ls e k re tä r  ka n n  v o n  d e n  V e r tra g s s ta a te n  K lä ru n g e n  b e z ü g lic h  d e r  b e g la u b ig te n  A b ­
s c h r if te n  d e r  P e t it io n s re g is te r  e r b i t t e n ,  d ie  v o n  d e n  f ü r  d ie  F ü h ru n g  d ie s e r  R e g is te r v e r a n tw o r t l i ­
ch e n  n a t io n a le n  S te lle n  e in g e h e n .
3 . D e r In h a lt  d e r  d e m  G e n e ra ls e k re tä r  ü b e r m it te l te n  b e g la u b ig te n  A b s c h r if te n  d e r  P e t it io n s re g is te r  
d a r f  n ic h t  ö f fe n t l ic h  b e k a n n tg e m a c h t w e rd e n .
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V e rz e ic h n is  d e r  b e im  G e n e ra ls e k re tä r  e in g e g a n g e n e n  M it te i lu n g e n  
A rt ik e l  83
1. D e r G e n e ra ls e k re tä r  f ü h r t  e in  V e rz e ic h n is  a l le r  M it te i lu n g e n ,  d ie  b e im  A u sschuß  v o n  E in z e lp e rs o ­
n e n  o d e r  P e rs o n e n g ru p p e n  e in g e re ic h t  w e rd e n , d ie  g e lte n d  m a c h e n , O p fe r  e in e r  V e r le tz u n g  e in e s  in  
d e m  Ü b e re in k o m m e n  n ie d e rg e le g te n  R e ch ts  zu  s e in  u n d  d ie  d e r  H o h e its g e w a lt  e in e s  V e rtra g s s ta a te s  
u n te rs te h e n , d e r  d u rc h  e in e  E rk lä ru n g  n a ch  A r t ik e l  14 des Ü b e re in k o m m e n s  g e b u n d e n  is t ,  o d e r  b e i 
d e n e n  es d e n  A n sc h e in  h a t ,  d aß  s ie  zu  d ie s e m  Z w e c k  e in g e re ic h t  w u rd e n .
2 . S o w e it  e r fo r d e r l ic h ,  ka n n  d e r  G e n e ra ls e k re tä r  d e n  U rh e b e r  e in e r  M it te i lu n g  [ im  fo lg e n d e n  "B e ­
s c h w e rd e fü h re r " ;  A n m . d . Ü b s .] um  K la rs te llu n g  e rs u c h e n , o b  e r  w ü n s c h t,  d aß  d ie  M it te i lu n g  d e m  
A u sschuß  z u r  P rü fu n g  n a ch  A r t ik e l  14 v o rg e le g t  w ir d .  B e s te h e n  Z w e ife l h in s ic h t l ic h  de s  W u nsches  
des  B e s c h w e rd e fü h re rs , so w ir d  d e r  A u sschuß  m i t  d e r  M it te i lu n g  b e fa ß t .
3 . M it te i lu n g e n ,  d ie  e in e n  V e r tra g s s ta a t  b e t r e f fe n ,  d e r  n ic h t  e in e  E rk lä ru n g  n a ch  A r t ik e l  14 A b s a tz  1 
des  Ü b e re in k o m m e n s  a b g e g e b e n  h a t,  w e rd e n  v o m  A u sschuß  n ic h t  e n tg e g e n g e n o m m e n  u n d  n ic h t  in  
e in e  L is te  n a ch  A r t ik e l  85 a u fg e n o m m e n .
E r fo rd e r l ic h e  A n g a b e n  in  e in e r  M it te i lu n g  
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1. D e r G e n e ra ls e k re tä r  ka n n  v o n  d e m  B e s c h w e rd e fü h re r  K lä ru n g e n  h in s ic h t l ic h  d e r  F rage  d e r  A n ­
w e n d b a rk e it  des A r t ik e ls  14 de s  Ü b e re in k o m m e n s  a u f  s e in e  M it te i lu n g  a n fo rd e rn ,  in s b e s o n d e re  A n ­
g a b e n  ü b e r :
a ) N a m e n , A n s c h r if t ,  A l te r  u n d  B e ru f d es  B e s c h w e rd e fü h re rs  s o w ie  d e n  N a ch w e is  s e in e r  Id e n t i tä t ;
b ) N am e n  de s  o d e r  d e r  V e r tra g s s ta a te n , ge g e n  d ie  s ich  d ie  M it te i lu n g  r ic h te t ;
c )  d e n  G e g e n s ta n d  d e r  M it te i lu n g ;
d )  d ie  B e s tim m u n g  o d e r  B e s tim m u n g e n  des Ü b e re in k o m m e n s , d e re n  V e r le tz u n g  b e h a u p te t  w ird ;
e )  d e n  S a c h v e rh a lt ;
f )  d ie  v o m  B e s c h w e rd e fü h re r  u n te rn o m m e n e n  S c h r it te ,  u m  d ie  in n e rs ta a t l ic h e n  R e c h ts b e h e lfe  zu 
e rs c h ö p fe n , e in s c h lie ß lic h  d e r  e in s c h lä g ig e n  D o k u m e n te ;
g ) in w ie w e i t  d ie s e lb e  Sache n ic h t  b e re its  in  e in e m  a n d e re n  in te rn a t io n a le n  U n te rs u c h u n g s - o d e r  
S tre it re g e lu n g s v e r fa h re n  g e p r ü f t  w ird .
2 . F o rd e r t  d e r  G e n e ra ls e k re tä r  K lä ru n g e n  o d e r  A u s k ü n fte  a n , so s e tz t  e r  d e m  B e s c h w e rd e fü h re r  e in e  
a n g e m e sse n e  F r is t ,  u m  u n g e b ü h r lic h e  V e rz ö g e ru n g e n  de s  V e rfa h re n s  zu  v e rm e id e n .
3 . D e r A u sschuß  ka n n  e in e n  F ra g e b o g e n  b i l l ig e n ,  m i t  d e m  d e r  B e s c h w e rd e fü h re r  z u r  E r te ilu n g  d e r  
g e n a n n te n  A u s k ü n fte  a u fg e fo r d e r t  w ir d .
4 . D ie  A n fo rd e ru n g  v o n  K lä ru n g e n  n a ch  A b s a tz  1 s c h lie ß t d ie  A u fn a h m e  d e r  M it te i lu n g  in  d ie  L is te  
n a ch  A r t ik e l  85 A b s a tz  1 n ic h t  aus.
5. D e r G e n e ra ls e k re tä r  u n te r r ic h te t  d e n  B e s c h w e rd e fü h re r  ü b e r  das z u r  A n w e n d u n g  k o m m e n d e  V e r ­
fa h re n  s o w ie  d a rü b e r ,  daß  d e r  W o r t la u t  s e in e r  M it te i lu n g  g e m ä ß  A r t ik e l  14 A b s a tz  6 B u ch s ta b e  a ) 
des  Ü b e re in k o m m e n s  v e r t r a u l ic h  d e m  b e t re f fe n d e n  V e r tra g s s ta a t  ü b e r m i t t e l t  w ird .
Ü b e rm it t lu n g  v o n  M it te i lu n g e n  an  d e n  A u sschuß  
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1. D e r G e n e ra ls e k re tä r  e r s t e l l t  e in e  Z u s a m m e n fa s s u n g  je d e r  a u f  d ie s e  W e ise  e in g e g a n g e n e n  M i t t e i ­
lu n g  u n d  le g t  d ie  Z u s a m m e n fa s s u n g e n  d e m  A u sschuß  a u f  s e in e r  n ä c h s te n  o rd e n t l ic h e n  T a g u n g  e in ­
z e ln  o d e r  in  e in e r  L is te  z u s a m m e n  m i t  d e n  e n ts p re c h e n d e n  b e g la u b ig te n  A b s c h r if te n  d e r  P e t it io n s ­
re g is te r  v o r ,  d ie  v o n  d e r  n a t io n a le n  S te lle  d es  b e t re f fe n d e n  Land e s  g e fü h r t  u n d  b e im  G e n e ra ls e k re ­
t ä r  g e m ä ß  A r t ik e l  14 A b s a tz  4  d es  Ü b e re in k o m m e n s  h in te r le g t  w e rd e n .
2 . D e r G e n e ra ls e k re tä r  b r in g t  d e m  A u sschuß  F ä lle  z u r  K e n n tn is , in  d e n e n  b e g la u b ig te  A b s c h r if te n  
d e r  P e t it io n s re g is te r  n ic h t  e in g e g a n g e n  s in d .
3 . D e r In h a lt  d e r  a u f  d ie  A n fo rd e ru n g  v o n  K lä ru n g e n  e in g e g a n g e n e n  A n tw o r te n  u n d  e v e n tu e l le  d a r ­
a u f fo lg e n d e  S te llu n g n a h m e n  d es  B e s c h w e rd e fü h re rs  o d e r  des b e t re f fe n d e n  V e r tra g s s ta a te s  w e rd e n  
d e m  A u sschuß  in  g e e ig n e te r  F o rm  v o rg e le g t .
4 . F ü r je d e  z u s a m m e n g e fa ß te  M it te i lu n g  w ir d  e in e  e ig e n e  A k te  a n g e le g t.  D e r v o l le  W o r t la u t  je d e r  
d e m  A u sschuß  z u r  K e n n tn is  g e b ra c h te n  M it te i lu n g  w ir d  je d e m  A u s s c h u ß m itg lie d  a u f  V e r la n g e n  z u r  
V e r fü g u n g  g e s te l l t .
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B. V e r fa h re n  z u r  P rü fu n g  d e r  Z u lä s s ig k e it  v o n  M it te i lu n g e n
V o rg e h e n s w e is e  b e i d e r  B e h a n d lu n g  v o n  M it te i lu n g e n  
A rt ik e l  86
1. D e r A u sschuß  e n ts c h e id e t  so b a ld  w ie  m ö g lic h  g e m ä ß  d e n  n a c h s te h e n d e n  A r t ik e ln  ü b e r  d ie  Z u lä s ­
s ig k e it  d e r  M it te i lu n g  n a ch  A r t ik e l  14 de s  Ü b e re in k o m m e n s .
2 . S o fe rn  d e r  A u sschuß  n ic h ts  a n d e re s  b e s c h lie ß t,  w e rd e n  d ie  M it te i lu n g e n  in  d e r  R e ih e n fo lg e  b e ­
h a n d e lt ,  in  d e r  das S e k re ta r ia t  s ie  d e m  A u sschuß  v o r le g t .  D e r A u sschuß  ka n n  b e s c h lie ß e n , m e h re re  
M it te i lu n g e n  z u s a m m e n  zu  b e h a n d e ln , w e n n  e r  d ie s  f ü r  a n g e z e ig t h ä lt .
E in s e tz u n g  e in e r  A rb e its g ru p p e  
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1. D e r A u sschuß  ka n n  n a ch  A r t ik e l  61 e in e  A rb e its g ru p p e  e in s e tz e n , d ie  k u rz  v o r  s e in e n  T a g u n g e n  
o d e r  zu  je d e m  a n d e re n  v o m  A u sschuß  im  B e n e h m e n  m i t  d e m  G e n e ra ls e k re tä r  zu  b e s c h lie ß e n d e n  
g e e ig n e te n  Z e itp u n k t  z u s a m m e n tr i t t ,  um  d e m  A u sschuß  E m p fe h lu n g e n  zu  d e r  F ra g e  zu  u n te r b r e i­
te n ,  o b  d ie  in  d e m  A r t ik e l  14 de s  Ü b e re in k o m m e n s  fe s tg e le g te n  V o ra u s s e tz u n g e n  f ü r  d ie  Z u lä s s ig k e it  
v o n  M it te i lu n g e n  e r f ü l l t  s in d , u n d  d ie  d e n  A u sschuß  in  je d e r  s o n s tig e n  v o n  ih m  b e sc h lo s se n e n  W e ise  
u n te r s tü tz t .
2 . D ie  A rb e its g ru p p e  b e s te h t  aus h ö c h s te n s  f ü n f  A u s s c h u ß m itg lie d e rn . D ie  A rb e its g ru p p e  w ä h lt  ih re n  
e ig e n e n  V o rs ta n d , a r b e i te t  ih re  e ig e n e n  A rb e its m e th o d e n  aus u n d  w e n d e t  a u f  ih re  S itz u n g e n  s o w e it  
w ie  m ö g lic h  d ie  V e r fa h re n s o rd n u n g  de s  A usschusses a n .
S itz u n g e n  
A rt ik e l  88
S itz u n g e n  des A usschusses o d e r  s e in e r  A rb e its g ru p p e , a u f  d e n e n  M it te i lu n g e n  n a ch  A r t ik e l  14 des 
Ü b e re in k o m m e n s  g e p r ü f t  w e rd e n , s in d  n ic h t  ö f fe n t l ic h .  S itz u n g e n , a u f  d e n e n  d e r  A u sschuß  a l lg e ­
m e in e  F ra g e n  b e h a n d e lt ,  w ie  d ie  V e r fa h re n  z u r  A n w e n d u n g  des A r t ik e ls  14, k ö n n e n  ö f fe n t l ic h  s e in , 
s o fe rn  d e r  A u sschuß  d ie s  b e s c h lie ß t.
A u ssch lu ß  e in e s  M itg lie d s  v o n  d e r  P rü fu n g  e in e r  M it te i lu n g  
A rt ik e l  89
1. E in A u s s c h u ß m itg lie d  ka n n  a n  d e r  P rü fu n g  e in e r  M it te i lu n g  d u rc h  d e n  A u sschuß  o d e r  s e in e  A r ­
b e its g ru p p e  n ic h t  te i ln e h m e n ,
a ) w e n n  es e in  p e rs ö n lic h e s  In te re s s e  an  d e r  Sache h a t  o d e r
b ) w e n n  es in  i r g e n d e in e r  E ig e n s c h a ft an  e in e r  E n ts c h e id u n g  ü b e r  d ie  S a che , d ie  G e g e n s ta n d  d e r  
M it te i lu n g  is t ,  m i tg e w ir k t  h a t.
2 . D e r A u sschuß  e n ts c h e id e t  in  je d e r  F ra g e , d ie  s ich  nach  A b s a tz  1 e rg ib t ,  o h n e  d ie  M itw irk u n g  des 
b e t re f fe n d e n  M itg lie d s .
V e rz ic h t  e in e s  M itg lie d s  
A rt ik e l  90
Is t e in  M itg l ie d  aus irg e n d e in e m  G ru n d  d e r  A u ffa s s u n g , daß  es an  d e r  P rü fu n g  e in e r  M it te i lu n g  n ic h t  
o d e r  n ic h t  m e h r  te i ln e h m e n  s o l lte ,  so u n te r r ic h te t  es d a v o n  d e n  V o rs itz e n d e n .
V o ra u s s e tz u n g e n  f ü r  d ie  Z u lä s s ig k e it  v o n  M it te i lu n g e n  
A rt ik e l  91
Um  zu  e in e r  E n ts c h e id u n g  ü b e r  d ie  Z u lä s s ig k e it  e in e r  M it te i lu n g  zu  g e la n g e n , h a t  s ich  d e r  A u sschuß  
o d e r  s e in e  A rb e its g ru p p e  zu  v e rg e w is s e rn ,
a ) d aß  d ie  M it te i lu n g  n ic h t  a n o n y m  is t  u n d  d aß  s ie  v o n  e in e r  E in z e lp e rs o n  o d e r  P e rso n e n g ru p p e  
s ta m m t,  d ie  d e r  H o h e its g e w a lt  e in e s  V e r tra g s s ta a te s  u n te rs te h t ,  d e r  d ie  Z u s tä n d ig k e it  de s  A u s ­
schusses n a ch  A r t ik e l  14 de s  Ü b e re in k o m m e n s  a n e rk e n n t ;
b ) daß  d ie s e  P erson  g e lte n d  m a c h t,  O p fe r  e in e r  V e r le tz u n g  e in e s  in  d e m  Ü b e re in k o m m e n  n ie d e rg e ­
le g te n  R e ch ts  d u rc h  d e n  b e t re f fe n d e n  V e r tra g s s ta a t  zu  s e in . In d e r  R ege l s o l lte  d ie  M it te i lu n g  v o n
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d e r  b e tre f fe n d e n  P erson  s e lb s t o d e r  v o n  ih re n  F a m ilie n a n g e h ö r ig e n  o d e r  b e s te l l te n  V e r t r e te r n  e in ­
g e re ic h t  w e rd e n ; in  A u s n a h m e fä lle n  ka n n  d e r  A u sschuß  je d o c h  z u s t im m e n , e in e  v o n  a n d e re n  im  
N a m e n  d es  a n g e b lic h e n  O p fe rs  e in g e re ic h te  M it te i lu n g  zu  p rü fe n ,  w e n n  es d e n  A n s c h e in  h a t ,  daß  
das O p fe r  n ic h t  in  d e r  Lage is t ,  d ie  M it te i lu n g  s e lb s t e in z u re ic h e n , u n d  d e r  B e s c h w e rd e fü h re r  se in  
T ä t ig w e rd e n  im  N a m e n  des O p fe rs  g la u b h a f t  m a c h e n  k a n n ;
c )  d aß  d ie  M it te i lu n g  m i t  d e n  B e s tim m u n g e n  de s  Ü b e re in k o m m e n s  v e re in b a r  is t ;
d )  daß  d ie  M it te i lu n g  k e in e n  M iß b ra u c h  des R e ch ts  a u f  E in re ic h u n g  v o n  M it te i lu n g e n  n a ch  A r t ik e l  14 
des  Ü b e re in k o m m e n s  d a r s te l l t ;
e )  daß  d ie  b e t r e f fe n d e  P erson  a l le  v e r fü g b a re n  in n e rs ta a t l ic h e n  R e c h ts b e h e lfe  e rs c h ö p f t  h a t ,  e in ­
s c h lie ß lic h ,  s o w e it  a n w e n d b a r , d ie  in  A r t ik e l  14 A b s a tz  2 de s  Ü b e re in k o m m e n s  g e n a n n te n  R e c h ts b e ­
h e lfe .  D ies g i l t  je d o c h  n ic h t ,  w e n n  das V e r fa h re n  ü b e r  G e b ü h r in  d ie  Länge  g e zo g e n  w ir d ;
f )  d aß  d ie  M it te i lu n g  a u ß e r b e i V o r lie g e n  g e b ü h re n d  n a c h g e w ie s e n e r  a u ß e rg e w ö h n lic h e r  U m s tä n d e  
b in n e n  sechs M o n a te n  n a ch  d e r  E rsc h ö p fu n g  a l le r  v e r fü g b a re n  in n e rs ta a t l ic h e n  R e c h ts b e h e lfe  e in g e ­
r e ic h t  w u rd e , e in s c h lie ß lic h ,  s o w e it  a n w e n d b a r , d e r  in  A r t ik e l  14 A b s a tz  2 des Ü b e re in k o m m e n s  
g e n a n n te n  R e c h ts b e h e lfe .
Z u s ä tz lic h e  A u s k ü n fte ,  K lä ru n g e n  u n d  S te llu n g n a h m e n  
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1. D e r A u sschuß  o d e r  d ie  n a ch  A r t ik e l  87  e in g e s e tz te  A rb e its g ru p p e  ka n n  d e n  b e t ro f fe n e n  V e r tra g s ­
s ta a t  o d e r  d e n  B e s c h w e rd e fü h re r  ü b e r  d e n  G e n e ra ls e k re tä r  a u f fo rd e rn ,  z u s ä tz lic h e  s c h r i f t l ic h e  A u s ­
k ü n f te  o d e r  K lä ru n g e n  v o rz u le g e n , d ie  f ü r  d ie  F rage  d e r  Z u lä s s ig k e it  d e r  M it te i lu n g  e rh e b l ic h  s in d .
2 . In d e m  A u s k u n fts e rs u c h e n  w ir d  d a ra u f  h in g e w ie s e n , d aß  d a m it  n o ch  k e in e  E n tsc h e id u n g  de s  A u s ­
schusses ü b e r  d ie  Z u lä s s ig k e it  d e r  M it te i lu n g  g e t ro f fe n  w o rd e n  is t .
3 . E ine  M it te i lu n g  ka n n  n u r  d a n n  f ü r  zu lä ss ig  e r k lä r t  w e rd e n , w e n n  d e m  b e t ro f fe n e n  V e r tra g s s ta a t  
d e r  W o r t la u t  d e r  M it te i lu n g  z u g e g a n g e n  is t  u n d  ih m  G e le g e n h e it  g e g e b e n  w u rd e , w ie  in  A b s a tz  1 
v o rg e s e h e n  In fo rm a t io n e n  b e iz u b r in g e n  o d e r  S te llu n g n a h m e n  a b z u g e b e n , n a m e n t l ic h  In fo rm a t io n e n  
ü b e r  d ie  E rsc h ö p fu n g  d e r  in n e rs ta a t l ic h e n  R e c h ts b e h e lfe .
4 . D e r A u sschuß  o d e r  d ie  A rb e its g ru p p e  ka n n  f ü r  d ie  A n fo rd e ru n g  d e r  z u s ä tz lic h e n  A u s k ü n fte  o d e r  
K lä ru n g e n  e in e n  F ra g e b o g e n  fe s t le g e n .
5. D e r A u sschuß  o d e r  d ie  A rb e its g ru p p e  s e tz t  e in e  F r is t  f ü r  d ie  V o r la g e  d e r  z u s ä tz lic h e n  A u s k ü n fte  
o d e r  K lä ru n g e n .
6 . W ird  d ie s e  F r is t  v o n  d e m  b e t ro f fe n e n  V e r tra g s s ta a t  o d e r  d e m  B e s c h w e rd e fü h re r  n ic h t  e in g e h a l­
te n ,  so ka n n  d e r  A u sschuß  o d e r  d ie  A rb e its g ru p p e  b e s c h lie ß e n , d ie  Z u lä s s ig k e it  d e r  M it te i lu n g  im  
L ic h te  d e r  z u r  V e r fü g u n g  s te h e n d e n  In fo rm a t io n e n  zu  p rü fe n .
7 . B e s t r e ite t  d e r  b e t r o f fe n e  V e r tra g s s ta a t  d ie  B e h a u p tu n g  d es  B e s c h w e rd e fü h re rs , d aß  a l le  v e r fü g ­
b a re n  in n e rs ta a t l ic h e n  R e c h ts b e h e lfe  e rs c h ö p f t  w u rd e n , so h a t  d e r  V e r tra g s s ta a t  E in z e lh e ite n  ü b e r  
d ie  w irk s a m e n  R e c h ts b e h e lfe  a n z u g e b e n , d ie  d e m  a n g e b lic h e n  O p fe r  u n te r  d e n  b e s o n d e re n  U m ­
s tä n d e n  de s  F a lle s  z u r  V e r fü g u n g  s te h e n .
U n zu lä ss ig e  M it te i lu n g e n  
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1. E n ts c h e id e t d e r  A u sschuß , d aß  e in e  M it te i lu n g  u n z u lä s s ig  is t  o d e r  d a ß  ih re  P rü fu n g  u n te rb ro c h e n  
o d e r  e in g e s te l l t  w ir d ,  so ü b e r m i t t e l t  e r  s e in e  E n ts c h e id u n g  so b a ld  w ie  m ö g lic h  ü b e r  d e n  G e n e ra l­
s e k re tä r  d e m  B e s c h w e rd e fü h re r  u n d  d e m  b e t re f fe n d e n  V e r tra g s s ta a t.
2 . H a t d e r  A u sschuß  e in e  M it te i lu n g  n a ch  A r t ik e l  14 A b s a tz  7  B u ch s ta b e  a ) d es  Ü b e re in k o m m e n s  f ü r  
u n z u lä s s ig  e r k lä r t ,  so ka n n  d ie s e  E n ts c h e id u n g  zu  e in e m  s p ä te re n  Z e itp u n k t  v o m  A u sschuß  ü b e r p r ü f t  
w e rd e n , w e n n  d e r  B e s c h w e rd e fü h re r  e in e n  e n ts p re c h e n d e n  s c h r i f t l ic h e n  A n tra g  e in r e ic h t .  D e r A n ­
tra g  h a t  u rk u n d lic h e  B e w e is e  d a h in  g e h e n d  zu  e n th a lte n ,  d aß  d ie  G rü n d e  f ü r  d ie  U n z u lä s s ig k e it nach  
A r t ik e l  14 A b s a tz  7  B u ch s ta b e  a ) n ic h t  m e h r  b e s te h e n . C. P rü fu n g  d e r  B e g rü n d e th e it  v o n  M i t te i lu n ­
gen
V o rg e h e n s w e is e  b e i d e r  B e h a n d lu n g  v o n  z u lä s s ig e n  M it te i lu n g e n  
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1. H a t d e r  A u sschuß  e n ts c h ie d e n , d aß  e in e  M it te i lu n g  n a ch  A r t ik e l  14 des Ü b e re in k o m m e n s  zu lä ss ig  
is t ,  so ü b e r m i t t e l t  e r  d e m  b e t ro f fe n e n  V e r tra g s s ta a t  ü b e r  d e n  G e n e ra ls e k re tä r  v e r t r a u l ic h  d e n  
W o r t la u t  d e r  M it te i lu n g  u n d  s o n s tig e  s a c h d ie n lic h e  In fo rm a t io n e n ,  o h n e  je d o c h  d ie  Id e n t i t ä t  d e r  
b e t re f fe n d e n  P erson  p re is z u g e b e n , s o fe rn  d ie s e  d a z u  n ic h t  a u s d rü c k lic h  ih re  Z u s tim m u n g  e r t e i l t
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Anhang: Verfahrensordnung
h a t.  D e r A u sschuß  u n te r r ic h te t  a u ß e rd e m  d e n  B e s c h w e rd e fü h re r  ü b e r  d e n  G e n e ra ls e k re tä r  ü b e r  
s e in e  E n ts c h e id u n g .
2 . D e r b e t r o f fe n e  V e r tra g s s ta a t  h a t  d e m  A u sschuß  in n e rh a lb  v o n  d re i M o n a te n  s c h r i f t l ic h e  E rk lä ru n ­
gen  o d e r  S te llu n g n a h m e n  z u r  K lä ru n g  d e r  z u r  P rü fu n g  s te h e n d e n  Sache zu  ü b e r m it te ln  u n d  d ie  g e ­
g e b e n e n fa lls  v o n  ih m  g e tro f fe n e n  A b h ilfe m a ß n a h m e n  m itz u te i le n .  D e r A u sschuß  k a n n , w e n n  e r  es 
f ü r  e r fo r d e r l ic h  h ä lt ,  a n g e b e n , w e lc h e  A r t  v o n  In fo rm a t io n e n  e r  v o n  d e m  b e t ro f fe n e n  V e r tra g s s ta a t  
zu  e rh a lte n  w ü n s c h t.
3 . Im  V e r la u f  s e in e r  P rü fu n g  ka n n  d e r  A u sschuß  d e n  V e r tra g s s ta a t  v o n  s e in e r  A u ffa s s u n g  u n te r r ic h ­
te n ,  d aß  aus G rü n d e n  d e r  D r in g lic h k e it  v o r lä u f ig e  M a ß n a h m e n  w ü n s c h e n s w e r t s in d , um  m ö g lic h e n  
n ic h t  w ie d e rg u tz u m a c h e n d e n  S chad en  f ü r  d ie  P erson o d e r  d ie  P e rso n e n  zu  v e rh in d e rn ,  d ie  g e lte n d  
m a c h e n , O p fe r  d e r  b e h a u p te te n  V e r le tz u n g  zu  s e in . D e r A u sschuß  s e tz t  d a b e i d e n  b e t ro f fe n e n  V e r ­
tra g s s ta a t  d a v o n  in  K e n n tn is , d aß  s e in e  A u ffa s s u n g e n  zu  v o r lä u f ig e n  M a ß n a h m e n  s e in e  e n d g ü lt ig e  
M e in u n g  in  d e r  H a u p ts a c h e  d e r  M it te i lu n g  o d e r  s e in e  e tw a ig e n  V o rs c h lä g e  u n d  E m p fe h lu n g e n  n ic h t  
v o rw e g n e h m e n .
4 . A l le  v o n  e in e m  V e r tra g s s ta a t  g e m ä ß  d ie s e m  A r t ik e l  v o rg e le g te n  E rk lä ru n g e n  o d e r  S te llu n g n a h m e n  
w e rd e n  ü b e r  d e n  G e n e ra ls e k re tä r  d e m  B e s c h w e rd e fü h re r  z u g e le i te t ,  d e r  in n e rh a lb  e in e r  v o m  A uss­
ch u ß  fe s tg e s e tz te n  F r is t  w e ite r e  s c h r i f t l ic h e  A u s k ü n fte  o d e r  S te llu n g n a h m e n  v o r le g e n  ka n n .
5. D e r A u sschuß  ka n n  d e n  B e s c h w e rd e fü h re r  o d e r  s e in e n  V e r t r e te r  u n d  d ie  V e r t r e te r  de s  b e t r o f f e ­
n e n  V e rtra g s s ta a te s  e in la d e n , v o r  d e m  A u sschuß  zu  e rs c h e in e n , um  w e ite r e  A u s k ü n fte  zu  g e b e n  
o d e r  F ra g e n  z u r  B e g rü n d e th e it  d e r  M it te i lu n g  zu  b e a n tw o r te n .
6 . D e r A u sschuß  ka n n  s e in e  E n ts c h e id u n g , d aß  e in e  M it te i lu n g  z u lä s s ig  is t ,  im  L ic h te  d e r  v o n  d e m  
V e r tra g s s ta a t  v o rg e le g te n  E rk lä ru n g e n  o d e r  S te llu n g n a h m e n  z u rü c k n e h m e n . B e v o r d e r  A usschuß  
je d o c h  d ie  Z u rü c k n a h m e  s e in e r  E n ts c h e id u n g  in  E rw ä g u n g  z ie h t ,  m üssen  d ie s e  E rk lä ru n g e n  o d e r  
S te llu n g n a h m e n  d e m  B e s c h w e rd e fü h re r  ü b e r m i t t e l t  w e rd e n , d a m it  d ie s e r  in n e rh a lb  e in e r  v o m  A uss­
ch u ß  fe s tg e s e tz te n  F r is t  w e ite r e  A u s k ü n fte  o d e r  S te llu n g n a h m e n  v o r le g e n  k a n n .
M e in u n g  d es  A usschusses zu  z u lä s s ig e n  M it te i lu n g e n  u n d  V o rsc h lä g e  u n d  E m p fe h lu n g e n  des
Ausschusses
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1. Z u lä ss ig e  M it te i lu n g e n  w e rd e n  v o m  A u sschuß  im  L ic h te  s ä m t l ic h e r  A n g a b e n  g e p rü f t ,  d ie  ih m  vo n  
d e m  B e s c h w e rd e fü h re r  u n d  v o n  d e m  b e t ro f fe n e n  V e r tra g s s ta a t  z u r  V e r fü g u n g  g e s te l l t  w u rd e n . D e r 
A u sschuß  ka n n  d ie  M it te i lu n g  an  d ie  A rb e its g ru p p e  ü b e rw e is e n , d a m it  s ie  ih m  b e i d ie s e r  A u fg a b e  
b e h i l f l ic h  is t .
2 . D e r A u sschuß  o d e r  d ie  v o n  ih m  z u r  P rü fu n g  e in e r  M it te i lu n g  e in g e s e tz te  A rb e its g ru p p e  ka n n  j e ­
d e r z e it  w ä h re n d  d e r  P rü fu n g  ü b e r  d e n  G e n e ra ls e k re tä r  v o n  O rg a n e n  d e r  V e re in te n  N a tio n e n  o d e r  
v o n  d e n  S o n d e ro rg a n is a tio n e n  a l le  U n te r la g e n  a n fo rd e rn ,  d ie  b e i d e r  E r le d ig u n g  d e r  S ache  v o n  H il fe  
se in  k ö n n e n .
3 . N a ch d e m  d e r  A u sschuß  e in e  z u lä s s ig e  M it te i lu n g  g e p r ü f t  h a t ,  a r b e i te t  e r  s e in e  M e in u n g  d a z u  aus. 
D ie  M e in u n g  des A usschusses w ir d  z u s a m m e n  m i t  se in e n  e tw a ig e n  V o rs c h lä g e n  u n d  E m p fe h lu n g e n  
ü b e r  d e n  G e n e ra ls e k re tä r  d e m  B e s c h w e rd e fü h re r  u n d  d e m  b e t ro f fe n e n  V e r tra g s s ta a t  z u g e le i te t .
4 . Je d e s  A u s s c h u ß m itg lie d  ka n n  v e r la n g e n , daß  d e r  M e in u n g  de s  A usschusses e in e  Z u s a m m e n fa ssu n g  
s e in e r  p e rs ö n lic h e n  M e in u n g  b e ig e fü g t  w ir d ,  w e n n  d ie s e  d e m  B e s c h w e rd e fü h re r  u n d  d e m  b e t r o f f e ­
n e n  V e r tra g s s ta a t  z u g e le i te t  w ir d .
5. D e r b e t r o f fe n e  V e r tra g s s ta a t  w ir d  g e b e te n , d e m  A u sschuß  zu  g e g e b e n e r Z e it  m i tz u te i le n ,  w e lc h e  
M a ß n a h m e n  e r  im  E in k la n g  m i t  d e n  V o rsc h lä g e n  u n d  E m p fe h lu n g e n  d es  A usschusses e r g r e i f t .
Z u s a m m e n fa s s u n g e n  im  J a h re s b e r ic h t  des Ausschusses 
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D e r A u sschuß  n im m t in  s e in e n  J a h re s b e r ic h t  e in e  Z u s a m m e n fa s s u n g  d e r  g e p rü f te n  M it te i lu n g e n  u nd  
g e g e b e n e n fa lls  e in e  Z u sa m m e n fa s s u n g  d e r  E rk lä ru n g e n  u n d  S te llu n g n a h m e n  d e r  b e t ro f fe n e n  V e r ­
tra g s s ta a te n  s o w ie  s e in e r  e ig e n e n  V o rs c h lä g e  u n d  E m p fe h lu n g e n  a u f.
P re s s e m itte ilu n g e n  
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D e r A u sschuß  ka n n  ü b e r  d e n  G e n e ra ls e k re tä r  f ü r  d ie  M e d ie n  u n d  d ie  a llg e m e in e  Ö f fe n t l ic h k e it  a u ch  
K o m m u n iq u e s  ü b e r  d ie  T ä t ig k e it  de s  A usschusses n a ch  A r t ik e l  14 de s  Ü b e re in k o m m e n s  h e ra u s g e b e n .
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